
Die Neubegriindung der Verfassung
Pakis=s

D. Conrad*)

In beiden durch die Ereignisse des Jahres 1971 getrennten Hälften des
früheren Pakistan sind inzwischen Verfassungen in Kraft gesetzt und darnit
die staatsrechtlichen Verhältnisse neu organisiert worden 1). Während der
Staat Bangladesh sich in seiner Verfassung als Neugründung, entstanden aus

ursprUnglicher, erstinaliger Selbstbestimmung der Nation von Bangladesh,
darstellt 2) knidpft die Verfassung (West-)Pakistans formell an die Staats-

grUndung von 1947 an 1) und gibt auch den Erstreckungsanspruch auf Ost-
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Administrator; IAF Internationales Asienforum; J8R (NF) Jahrbuch des 6ffentli-
chen Rechts (Neue Folge); JUI Jamiat-i-Ulama-i-Islam; LFO Legal Framework
Order; M.L.O. Martial Law Order; M.L.R. Martial Law Regulation; NAP
National Awami Party; NWFP North West Frontier Province; NZZ Neue ZUr-
cher Zeitung; PLD All-Pakistan Legal Decisions; PPP Pakistan People&apos;s Party;
Sect(s). Section(s); VR10 Verfassung und Redit in Obersee.

1) Constitution of the People&apos;s Republic of Bangladesh voin 4. 11. 1972, in Kraft seit
16. 12. 1972, Bangladesh Gazette Extraordinary vom 14. 12. 1972, S. 3477 ff.

Constitution of the Islamic Republic of Pakistan vom 10. 4. 1973, in Kraft seit 14. 8.

1973, Gazette of Pakistan Extraordinary vom 12. 4. 1973, S. 195 ff.
2) PrHambel: &quot;We, the people of Bangladesh, having proclaime&amp; our independence on

the 26th day of March 1971 and, through a historic struggle for national liberation,
established the independent, sovereign People&apos;s Republic of Bangladesh;

In our Constituent Assembly, this eighteenth day of Kartick 1379 B.S. correspond-
ing to the fourth day of November 1972 A.D., do hereby adopt, enact and give to

ourselves this Constitution&quot;.
-3) Durch Beibehaltung des Namens, der den früheren Verfassungen vorangestellten

Priiambel und darin besonders der Berufung auf die &quot;declaration made by the Founder
of Pakistan, Quaid-i-Azam Mohammed Ali Jinnah, that Pakistan would be a democratic
State based on Islamic principles or social justice&quot;, dem Hinweis auf fr6her &gt;&gt;in Pakistano
geltende Verfassungen in Art. 12 (2), und anderes mehr.

http://www.zaoerv.de
© 1974, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


Die Neubegründung der Verfassung Pakistans 253

pakistan noch nicht auf 4). Der politisch wie rechtlich kompliziertere Her-

gang der überleitung im westlichen Landesteil und der Charakter der dabei
übernommenen Kontinuität sollen Gegenstand des folgenden Aufsatzes
sein. Der Name Pakistan soll dementsprechend auch für den heutigen, fak-
tisch auf das frühere Westpakistan beschränkten Staat gebraucht werden
- für etwa das Staatsgebiet übrigens, für das ursprünglich:- ein nordwest-
indischer Muslimstaat gefordert und der Name Pakistan geprägt worden

war 5).

1. Die Aufhebung des Kriegsrecbtes 11)

Was Recht oder Rechtsgültigkeit in Pakistan eigentlich bedeute, diese

Frage wurde ausdrücklich vor dem Supreme Court in einer im März 1972

verhandelten Verfassungsbeschwerde aufgeworfen, in der es um die Gültig-
keit des 1969 verhängten martial law ging 7). Der als Anwalt eine so grund-
sätzliche. Erörterung anregte 11), war keineswegs ein in Staatsdingen unerfah-
rener Naiver, sondern früherer Minister und enger Mitarbeiter. Ayub
Khans, seinerzeit maßgeblich beteiligt an der Ausarbeitung der oktroyierten
Verfassung von 1962 9). Zur Sprache gebracht war hiermit die kaum aufzu-
lösende Verwirrung in der rechtlichen Legitimation einer Staatsordnung, wo
nicht nur die Gültigkeit der kriegsrechtlichen Diktatur bezweifelt werden
konnte, sondern ebenso gut die Gültigkeit der kriegsrechtlich aufgehobenen
Verfassung von 1962, aus der das Gericht seine Prüfungskompetenz ablei-

4) Darüber unter 3. - Nach Abschluß dieses Aufsatzes is Bangladesh von Pakistan
anerkannt worden. Eine diesbezügliche Verfassungsänderung, hauptsächlich die unter

3. erörterte Territorialdefinition betreffend, ist vom Parlament verabschiedet worden
(Dawn vom 24. und 26.4.1974, S. 1), liegt mir aber noch nicht im Wortlaut vor. Die
verfassungsrechtliche Problematik des Schritter, kann hier nicht diskutiert werden, er-

schließt sich aber von der im Text dargestellten Ausgangslage her.
5) Für die Entstehung und Verfassungsgeschichte Pakistans bis 1971 sei an dieser Stelle

allgemein auf meinen Aufsatz, Von der Teilung Indiens zur Teilung Pakistans, IAF Bd.
4 (1973), S. 136 ff., verwiesen, an früheren Darstellungen vor allem auf K. j. N e w m a n,
Entstehung und verfassungsrechtliche Entwicklung von Pakistan (1947-1963), jöR (NF)
Bd. 13 (1964), S. 139 ff.; Khalid B. S a y e e d The Political System of Pakistan (Boston
1967).

&apos;) Der Ausdruck Kriegsrecht wird hier als Synonym für das englische martial law, als
einem innerstaatlichen, in Indien und Pakistan rezipierten Rechtsinstitut des common law,
gebraucht. Vgl. im einzelnen den folgenden Text.

7) Asma lilani v. Government of the Puniab, PLD 1972 SC 139 vom 20.4.1972.
11) Ibid. 158, vgl. auch 161, 235.

9) Manzoor Quadir, von Oktober 1958 bis Juni 1962 Außenminister im Präsidial-
kabinett Ayub Khans. Zu seiner einflußreichen Rolle bei der Schaffung der Verfassung
1962 vgl. L. Z i r i n g, The Ayub Khan Era (1971), S. 23 ff.; H. F e 1 d m a n, Revolu-
tion. in Pakistan (1967), S. 202 Anm. 26.
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tete 10): Diese Verfassung war selbst im Staatsstreich von 1958 und anschäe-

ßenden Kriegsregime begrünclet11). Die 1958 besei parlamentarische
Verfassung von 1956 aber war ihrerseits nur dank der staatsstreichartigen
Auflösung der Konstituante in der Herbstkrise von 1954 zustandegekom-
inen, ihre Legalität also zweifelhaft 12) und ihre demokratische Legitimität
auch nicht implizit durch Neuwahlen erhärtet 13). Gesamtpakistanische
Wahlen mit allgemeinem, direktem Stimmrecht hatte erstmals das nun an-

gefochtene Kriegsrechtregime Yahya Khans abgehalten; auf dem Kriegs-
recht beruhte iä mehrfacher Hinsicht die Rechtsstellung der Staatsorgane,
die zur Zeit des Prozesses damit beschäftigt und allein in der Lage waren,

eine verfassungsrechtliche Reorganisation einzuleiten.

Mit Proklamation vom 20. Dezember 1971 hatte Präsident Yahya Khan

den Führer der Pakistan People&apos;s Party (im folgenden PPP) 14) Z. A.

Bhutto zum Chief Martial Law Administrator, Oberkommandierenden der

Streitkräfte und Präsidenten Pakistans (in dieser Reihenfolge) ernannt 15).

10) Aus Art. 58 und 98 (2) Verfassung 1962 in Verbindung mit Art. 6 der Provisional
Constitution Order des Chief Martial Law Administrator vom 4. 4. 1969.

1

FUr Verfassungstexte und -gesetze der fr0heren Zeit vgl. Constitutional Documents

(Pakistan), 5 Bde., Hrsg. Government of Pakistan, Ministry of Law and Parliamentary
Affairs (Karachi 1964). Im übrigen ist die Gesetzgebung, von der schwer zugänglichen
Gazette of Pakistan abgesehen, jährlich in der nicht amtlichen Entscheidungssammlung
All-Pakistan Legal Decisions (PLD) abgedruckt.

.11) Die Verfassung war gegeben vom Präsidenten Ayub Khan, der sich hierzu ein
Mandat von den gewählten Vertretern der 1959 eingerichteten basic democracies hatte

geben lassen, vgl. Presidential (Election and Constitution) -Order 3/1960 vom 13. Januar.
I&apos;) Die Auflösung der l. Konstituante und das folgende Präsidialregime waren von

der Armee gestützt und dies spielte bei den Entscheidungen des damaligen Federal Court

zur Legalität der Aktionen eine Rolle. Vgl. zu dem berühmten Fall Federation of Paki-
stan&apos; v. Moulvi Tamizuddin Khan, PLD 1955 FC 240 die Bemerkungen von Ch. j.
Munir, ibid., S. 313; idem in seinem Kommentar zur Constitution of the Islamic Republic
of Pakistan (1965), S. 31, sowie der auch dort abgedruckte Dialog zwischen Munir und
dem Vertreter des Governor-General, Diplock Q. C. (PLD 155 FC 401); in seinem Gut-

achten (Reference by H. E. the Governor-General PLD 1955 FC 435 vom 16.5.1955)
erklärte der Federal Court zwar die Auflösung der Konstituante wegen übermäßiger Ver-

zögerung der Verfassungsarbeiten für gerechtfertigt, gelangte zu diesem Ergebnis aber nur,

indem er die wesentliche Frage, ob die Auflösung wenige Tage vor Verabschiedung der
endlich erarbeiteten &apos;Verfassung nicht mißbräuchlich sei, als political question ausklam-

merte (loc. cit., S. 461).
13) Der Putsch von 1958 fand kurz vor Abschluß der Vorarbeiten zu den ersten ge-

samtpakistanischen Wahlen statt, Munir, op. cit. (Anm. 12), S. 51.

14) Zu dieser Partei vgl. A. K r i e g e r Le Parti Populaire de Pakistan, Revue de
droit public et de la science politique (1972), S. 305. Zu den Parteien Pakistans allgemein
K. D i t t m e r, IAF Bd. 4 (1973), S. 193.

15) Abgedruckt PLD 1972 C. St. 114. Die Machtübergabe scheint unter Mitwirkung
hoher Militärs erzwungen worden zu sein. Yahya Khan hatte noch am 9.12.1971 eine

Presidential Cabinet Order (16/1971) erlassen und mit Wirkung vom 27.12.1971 Nurul
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Damit war Bhucto zunächst Inhaber der vollen Diktaturgewalt mi der juri-
stischen Ausprägung, die sich in Pakistan geradezu als eine Art Verfassung
des verfassungslosen Zustandes entwickelt hatte. Sie beruhte auf dem, Ver-

such einer Anknüpfung an Rechtsbegriffe und Strukturen der britischen

Herrschaft, nämlich einmal an das common law-Institut des martial law l&quot;),
zum anderen an die Prärogativbefugnis der britischen Krone in ceded or

conquered colonies, durch Order (in Council) Verfassung und Gesetze zu

geben 11); der Präsident der Republik Pakistan integretierte dabei sein Amt

aus der Tradition des Governor-General bzw. der Krone heraus als verfas-

sungstranszendente Repräsentation des Staates, sein eigenes Land gewisser-
maßen als conquered colony. Demgemäß wurde mit Verkündigung des
martial law die Verfassung aufgehoben, sodann aber mit gewissen Abstri-
chen annäherungsweise unter Vorbehalt der Abänderung durch
Präsident oder Chief Martial Law Administrator wieder in Kraft ge-
setzt 18). Das einfache Recht, dessen Fortgeltung ebenfalls angeordnet

Amin (unten Anm. 3 7) zum Premier, Z. A. Bhutto zum Außenminister ernannt -(Süd-
deutsche Zeitung vom 10. 12. 1971, S. 5). Für den 20. 12. 1971 war die Verkündung der
von Beratern des Präsidenten ausgearbeiteten Verfassung vorgesehen (Süddeutsche Zei-

tung vom 30.9.1971, S. 7; Dawn, 3.12.1971, S. 8; PLD 1973 SC 228).
16) Über die Fragwürdigkeit dieser Anknüpfung vgl. die Besprechung von Asma lilani

unten S. 262 ff., 266 f.
17 Das Prärogativrecht war ausgeschlossen, soweit ohne Vorbehalt repräsentative Ge-

setzgebungskörperschaften eingerichtet waren; Campbell v. Hall (K. B. 1774) 98 E. R.

1045); Sammut v. Strickland (P.C. 1938) 1838 A.C. 678; 1. jennings, Consti-
tutional Laws of the Commonwealth (3. Aufl. 1957) Bd.1, S.45ff.; A. B. Keith,
Responsible Government in the Dominions (2. Aufl. 1928) Bd. 1, S. 4 ff. jedoch hatte die
Wendung in Sammut v. Strideland, der Ausschluß gelte, &quot;while the legislative institutions
continue to ex-ist&quot; (loc. cit., S. 704), schon 1955 den Federal Court Pakistans veranlaßt, eine
Analogie für den Fall eines illegalen Parlamentes zu erwägen (Ch. J. Munir, im Reference-
Fall [Anm. 12], S. 472); zur gleichen Zeit versuchten sich die Rechtsberater des Governor-
General in Konstruktionen, wonach diesem ein Recht zur Gesetz- und Verfassunggebung
aus ungeschriebenem Staatsnotrecht und common law in Verbindung mit den Prärogativ-
rechten in conquered colonies zustehe (vgl. I. j e n n i n g s Constitutional Problems in
Pakistan [1957], S. 73 f.).

18) Im Unterschied zu 1958, wo das Weitergelten durch Laws (Continuance in Force)
Order vom 10. 10. 1958 vom damals noch im Amt befindlichen Präsidenten Mirza an-

geordnet und ihre Abänderung dem Präsident o d e r Chief Martial Law Administrator
(C.M.L.A.) vorbehalten wurde, erließ 1969 General Yahya Khan die analoge Provisional
Constitution Order (vom 4. April) als C.M.L.A. und behielt diesem die Abänderung vor,
Sect. 3 (1), ernannte allerdings gleichzeitig den C.M.L.A. kraft Amtes zum Präsidenten,
Sect. 3 (2). In der späteren Praxis wurden wichtige Verfassungsreformen durch President&apos;s
Order angeordnet und im Text die Verbindung President and Chief Martial Law
Administrator gebraucht (z. B. Legal Framework Order 2/1970 vom 30. März). Die hier
bekundete Verschmelzung der Funktionen wurde aber vom Supreme Court in Asma jilani
nicht anerkannt, siehe unten S. 268.
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wurde, konnte entsprechend seiner bundesstaatlichen Ursprungsebene durch

regulation des Chief bzw. der Zonal Martial Law Administrators Uber-

lagert oder ab-er durch gesetzvertretende ordinance des Präsidenten bzw. des

Governor innerhalb der Kompetenzen der alten Verfassung geändert wer-

den. Die Jurisdiktion der Gerichte bestand fort für reguläres Verfassungs-
und Gesetzesrecht unter Beachtung der Norrnenhierardüe 19), war aber aus-

geschlossen für Normsetzungs-, Exekutiv- und Gerichtsakte der Kriegs-
rechtsimtanzen. Dem ZivHstaat war also ein parallel organisierter Mili-
tärstaat mit besonderem Behördenapparat überlagert, nur an der Spitze
verbunden durch die Personalunion von Präsident und Chief Martial Law
Administrator 20).

Die dualistische Konstruktion vermied der Intention nach eine Ver-

mischung von ternporärer Ausnahmegewalt mit den dauernden, normalen
staatlichen Strukturen. Allerdings hatte sich bei Ausbruch des Kriem mit

Indien auch der Zivilstaat noch mit einer Notstandsrüstung gepanzert:
Der Präsident erließ am 23. November 1971 eine Proclamation of Einer-

genCy 21) gemäß Art. 30 der Verfassung 1962 in Verbindung mit Provision-

al Constitution Order, 1969, der nach gemeinindischer Tradition eine
Defence of Pakistan Ordinance nebst Rules mit überreidien Vollmachten
für die zivile Exekutive folgte22). Präsident Bhutto vereinigte demnach in

Die Formel, der Staat shall be governed as nearly as may be in accordance with the
late Constitution (Art. 2 Abs. 1 der Order von 1958, entsprechend Art. 3 Abs. 1 der
Order von 1969) stammt aus Sect. 8 (2) des Indian Independence Act (10 und 11 Geo. -6
Ch. 30), wo die näherungsweise Anwendung des Government of India Act 1935 in den
beiden Nachfolgedominien bestimmt war; nach Sect. 9 (1) sollte der Generalgouverneur
dieses Gesetz durch Order an die Situation anpassen und neu verkünden; vgl. Pakistan

(Provisional Constitution) Order, G.G.0. 22/1947 vom 14. August.
111) Der Supreme Court hatte zunächst die Worte &quot;shall be governed as nearly as may

be in accordance with the late Constitution&quot; nur als Verweisung auf die allgemeine
structure and outline of government&quot; ausgelegt.und die Fortgeltung von Grundrechten
als Gesetzgebungsschranken verneint; State v. Dosso, PLD 1958 SC 533 vom 27.10.1958;
Prövince of East Pakistan v. Md. Mehdi, PLD 1959 SC 387 vom 9.7.1959. Später je-
doch revidierte er - im Einklang mit der Regierungspraxis - diese Auffassung und sah
jedenfalls andere Kompetenzschranken als bindend an, z. B. konnte nicht die Verfassung
durch einfache gesetzvertretende ordinance des Präsidenten oder Bundesgesetzgebung
durch ordinance eines Provinzgouverneurs geändert werden; Iftikbar-ud-Din v. Md.
Sarfraz, PLD 1961 SC 585 vom 14.9.1961; Md. Afzal v. Commissioner, PLD 1963 SC
401 vom 7. 5. 1963. In der Provisional Constitution Order wurde 1969 dann der Aus-
schluß der meisten Grundrechte ausdrücklidi angeordnet (Sect. 3 (3.

20) Unter Yahya Khan war aul das Amt des Provinzgouverneurs zunächst mit dem
des Zonal Martial Law Administrator vereinigt C.M.L.A. Order vom 8. 4. 1968, PLD
1968 C. St. 62.

21) Abgedruckt PLD 1972 C. St. 30.

22) Ibid., S. 31 ff., 206 ff. Zu Rechtstechnik und Inhalt dieser in Indien wie Pakistan
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seiner Hand neben den regulären Befugnissen des Präsidenten nach der Ver-

fassung von 1962 deren konstitutionelle Notstandsvollmachten, die Dikta-

turgewalt nach Kriegsrecht sowie die präsidiale supra-konstitutionelle Dik-
tatur nach Art der Kronpriirogative in conquered colonies.

Im Kontrast zur kriegsrechtlichen Einsetzung des neuen Präsidenten
stand seine politische Legitimation: Bhutto war zwar Oberkommandieren-
der der Streitkräfte, aber&apos;nicht General, und zur Herrschaft berufen vor-

nehmlich als Führer der nach den Wahlergebnissen bei weitem stärksten

westpakistanischen Partei - einer Partei, die in der Agitation gegen Ayub
Khan 1968/69 und im Wahlkampf 1970 ein entschieden demokratisches
sozialistisch eingefärbtes Programm verfochten hatte. Da der Präsident das
martial law zunächst aufrechterhielt, erklärtermaßen um es zu grundlegen-
den Reformen im Sinne seines Parteiprogramms: zu verwenden 23), ergab
sich ein eigentümlich zwiespältiges, zwischen Caesaxismus und Volkstribu-
nat schillerndes Gepräge der neuen Herrschaft 24), propagandistisch als
&quot;Awami Maxtial Law (Kriegsrecht des Volkes) präsentiert25). Praktisch
drückte sich dies aus in einer bunten Mischung von Maßnahmen sozialstaat-
lich reformerischen Charakters mit solchen machtkonservierender Repres-
sion: auf der einen Seite etwa Sozialisiem-ng wichtigerInd Refor-
men in Arbeitsrecht und Betriebsverfassung 27), übernahme von Privat-
schulen im Rahmen eines atnbitiösen BildungsprograMMS28), Land-
reforrn:29), Ersetzung der basic democracies durch voll gewählte Gremien 3&apos;D),
andererseits die für jede neue martial law-Periode üblichen Säuberun-

seit 1939 routinemäßig erlassenen Notstandsgesetze vgl. meinen Aufsatz Konstitutionelles
Ausnahmerecht in Indien, JöR Bd. 19 (1970), Si 589, 606 ff.

23) Z. B. Rede in Karachi 3. 1. 1972, Dawn 4. 1. 1972, S. 1.

24) Oder, mit den Worten der &quot;Times&quot;, the President playing a role somewhere
between the Shah of Iran and Dr. Fidel Castro (23.12.1971, S. 5).

25) Bhutto&apos;s Rede in Larkhana 7. 1. 1972, Dawn 8. 1. 1972, S. 5.

26) In milder, auf 10bernahme des Managements beschränkter Form durch die Econom-
ic Reforms Order 1/1972 vom 1. Januar; vgl. auch Life Insurance (Nationalization) Or-
der 10/1972 vom 18. März.

27) Labour Laws (Amendment) Ordinances 9 und 18/1972 vom 13. April und 27. Mai.
28) M.L.R. 118 vom 1. 4.1972, vgl. zur Education Policy&quot; Dawn 16. und 17.3.1972;

zum Erziehungswesen in Pakistan allgemein W.-P. Z i n g e 1 IAF Bd. 4 (1973), S. 306 ff.
29) Land Reforms Regulation. M.L.R. 115 vom 11. 3.1972; die hier, bestimmte Höchst-

besitzgrenze herabgesetzt durch Land Reforms (Limits on Individual Holdings) Order,
S.R.0. 215 (1) 72 vom 26. April.

30) Rechtsverordnungen der Provinzen über People&apos;s Local dovernment, Baluchistan:
Ordinance 1/1972 vom 12. Februar; NWFP: 3/1972 vom 12. April; Sind 2/1972 vom

18. Februar; Punjab 8/1972 vom 12. April. Die Durchführung scheint allerdings auf sich
warten zu lassen.

17 ZaöRV Bd. 34/2
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gen im öffentlichen Dienst 31), fortgesetzter Gebrauch des martial law

zu Eingriffen etwa in Pressefreiheit u) oder in persönliche Freiheit 33), Bei-

behaltung der Sondergerichtsbarkeit 34), schließlich die Ernennung von PPP-

Politikern zu Martial Law Administrators und Gouverneuren auch in den

Randprovinzen Baluchistan und North West Frontier Province

(NWFP) 35) Gerade dieser Schachzug überschritt die Legitirnitätsgrenzen
des &quot;Awami Martial Law&quot;. In beiden Provinzen, in denen ein ethnikh be-

gründeter Unabhängigkeitsdrang seit je autonomistische Tendenzen nährte,
hatte die PPP kaum Mandateerringen können und daher zur Selbstidenti-

fizierung mit dem Volk kein Recht; ihre Herrschaft erschien dort als

Fremdbestimmung so gut wie die irgendwelcher Militärs. Die eindrucksvolle
Mehrheit der PPP war regional konzentriert in den Provinzen Punjab und
Sind und konnte als Mehrheit des Volkes von Pakistan nur insofern

gelten, als die Bevölkerungszahl dieser beiden Provinzen die der beiden
andern überstieg 36). Der Vergleich mit den Repräsentationsproblemen im

Verhältnis von Ost- und Westpakistan lag nur zu nahe, und die Spannung
zwischen Regierungs- und Oppositionsprovinzen spielte im weiteren Ver-

lauf eine gewichtige Rolle.

31) Removal from Service (Special Provisions) Regulation, M.L.R. 114 vom. 10. 3.

1972 mit außerordentlich weit gefaßten Entlassungstatbeständen und unter Ausschluß des

Rechtswegs; einziger Rechtsbehelf eine Petition an die Jlegierung, ohne Anhörungsrecht:
Removal from Service (Review Petition) Regulation M.L.R. 116 vom. 15.3.1972.

Diese, nicht auf leitende Beamte beschränkten Entlassungen, offenbar unsystematisch
und zum Teil willkürlich, stießen auf starke öffentliche Kritik; vgl. Dawn 13. und 14.3.

1972. Einzelne politisch prominente Vertreter des alten Regimes waren schon zuvor durch

kriegsrechtliche Einzelanordnungen aus ihren Stellungen entfernt worden, vgl. z. B. M.L.0.

28-30 vom 28.12.1971.

32) Z. B. M.L.0. 251 des M.L.A. Zone &apos;C&apos; (Punjab) vom 7. 4. 1972 über Beschlag-
nahme und Verbot dreier Zeitschriften, vgl. die diesbezüglichen Entscheidungen Zia-ur-

Rahman v. State, PLD 1972 Lah. 382 vom 17.4.1972; Hussain Naqi v. District Magis-
trate, Lahore, PLD 1973 Lah. 164 vom 23. 8. 1972.

33) Z. B. die Verhaftung von Malik Ghulam Jilani und Altaf Hussain Gauhar, die dem

Fall Asma filani v. Puniab zugrundelagen. Siehe unten Anm. 58.

34) Noch am Tage der Aufhebung des martial law, sozusagen mit dessen letztem

Atemzug, erging eine Criminal Law Amendment (Special Court) Order 20/1972 vom

20. April, die Korruptionsfälle von Beamten einem Sondergericht zuwies. Hierbei ist al-

lerdings zu beachten, daß in der englischen, vor allem kolonialrechtlichen, Tradition Aus-
&apos;

belastet sind wie in Kontinentaleuropa undnahmegerichte nicht mit dem gleichen Odium
daß auch die Verfassungen Indiens und Pakistans nie diesbezügliche Garantien enthalten

haben.

35) NWFP: Hayat Mohammad Khan Sherpao, M.L.R. 99 vom 23.12.1971; Baluchi-

stan: Ghaus Baksh Raisani, M.L.R. 102 vom 30. 12. 1971.

36) Vgl. die Bevölkerungsdaten und Wahlergebnisse in IAF Bd. 4 (1973), S. 349 f.

http://www.zaoerv.de
© 1974, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


Die Neubegründung der Verfassung Pakistans 259

Nach der Amtsübernahme hatte Präsident Bhutto den von Yahya Khan

zum Premierminister designierten bengalischen Politiker Nurul Amin 37)
zum Vizepräsidenten ernannt 111) und ein Präsidialkabinett ohne Premier-

minister gebildet 39). Elf der höchsten Generale wurden ihrer Posten ent-

hoben, der bisherige Präsident Yahya Khan und sein Generalstabschef Ha-
mid Khan unter Hausarrest gestellt 40) und eine Kommission unter Vorsitz
des Chief justice Hamoodur Rahman zur Untersuchung des unglücklichen
Kriegsverlaufes eingesetzt 41) Am 4. März&apos;1972 wurden dann auch der neue
Oberkommandierende der Streitkräfte, General Gul Hassan, und der Air

Marshall Rahim Khan - beide maßgebend beteiligt an der Entmachtung
Yahya Khans im Dezember 1971 - unter staatsstreichähnlichen Sicher-

heitsvorkehrungen ihrer Posten enthoben, das Amt des Commander-in-
Chief der Armee, aus dem heraus Ayub Khan wie Yahya Khan die Präsi-
dentschaft an sich gerissen hatten, beseitigt und das indische System ein-

geführt, wonach die Stabschefs der drei Waffengattungen gleichberechtiA
mit festen, nicht verlängerbaren Amtszeiten, dem Verteidigungsminister
direkt unterstellt sind. Das Volk war, mit den Worten Bhuttos, entschlos-

sen, bonapartistische Einflüsse auszuschalten 42).
Schon am 23. Dezember 1971 hatte der Präsident auch das Verbot der

&quot;National Awarni Party&quot; (NAP) aufgehoben 43), die in den Randprovinzen
zusammen mit der jamiat-i-Ulama-i-Islam (JUI) die Mehrheit besaß. Vor

37) Nurul Amin, alter Muslim Liga-Veteran und eine der beiden 1970 gewählten
Bengali-Abgeordneten der Nationalversammlung, die nicht der Awami Liga angehörten,
hatte auch nach den Märzereignissen 1971 mit der Zentralregierung zusammengearbeitet
und war nach Westpakistan gezogen. Zu seiner vorgesehenen Rolle als Premierminister
unter Yahya Khan vgl. oben Anm. 15.

38) 22. 12. 1971, Pakistan Horizon 1972, S. 114.

39) Presidential Cabinet Order 3/1972, vom 13. Januar, welche die Presidential Cabi-
net Order 16/1971 vom 9. Dezember (Anm. 15) aufhob. Der Präsident übernahm in die-
sem Kabinett zunächst auch das Außen-, Innen- und Verteidigungsministerium sowie ein
Ministerium für &quot;Interprovincial Coordination&quot;; Times vom 23.12.1971, S. 5.

40) Times vom 24. 12. 1971, S. 4; Süddeutsche Zeitung vom 10. 1. 1972, S. 1 und 2.

41) 24. 12. 1971, Pakistan Horizon 1972, S. 115. Kritik an dieser nicht-öffentlich ver-

handelnden Kommission nebst Forderung für offenen Prozeß gegen Yahya Khan: Air
Marshal Asghar Khan, Dawn vom 1. 1. 1972, S. 3.

42) Süddeutsche Zeitung vom 4./5. 3. 1972, S. 1; NZZ vom 6. 3. 1972, S. 5; Dawn vom

4. 3. 1972, S. 1 und 6, 7. 3. 1972, S. 1. Zwiespältig wirkte auch diese als Zurückdrängung
militärischen Einflusses dargestellte Maßnahme insofern, als der neuernannte Chief of the
Army Staff, General Tikka Khan, geradezu Symbolfigur der militärischen Repression
war: Er hatte die Armee-Aktion in Bengalen 1971, aber auch schon 1962 die äußerst harte
Unterdrückung eines Aufstandes in Baluchistan geleitet.

43) V e r b o t : Order des Chief Martial Law Administrator M.L.O. 25 vom 4. 12.

1971; A u f h e b u n g : M.L.0. 26 vom 23. 12.1971. Zur National Awami Party (nicht
zu verwechseln mit Mujib-ur-Rahmans Awami Liga) vgl. D i t t m e r (Anm. 14).
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allem diese beiden Oppositionsparteien, potentielle Regierungsparteien i&apos;n
den Oppositionsprovinzen, übten in der Folge starken Druck auf Herstel-

lung der Parlamentslierrschaft,. insbesondere auch in den Provinzen, aus

für Bhutto nicht unbeachtlich wegen der ständigen Gefahr eines Um-

schlagens in AutonomiSMUS 44) Eine kritische Entwicklung wurde rechtzeitig
aJbg.efangen durch ein Anfang März übeder drei

Regierungsanwärter PPP, NAP und JUI, das Grundzüge und Phasen des

übergangs zum Parlamentazismus festlegte 45) Kein des Kompromisses war

die frühzeitige Herstellung der Parlamentsherrschaft in den Provinzen, also
die Regierungschance der Opposition in den Randprovinzen, gegen eine

vorläufige Bestätigung der Diktatur auf Bundesebene.
Die Nationalversammlung sollte zunächst nur kurz am 14. April 1972

zusammentreten, eine Interimsverfassung nach dem Schema des Govern-

ment of India Act, 1935, mit den nötigen Modifikationen beschließen, zu-

gleich eine Kommission zur Erarbeitung des Entwurfs einer neuen Verfas-

sung einsetzen, deren Beratung am 14. August (dem jahrestag der Unab-

hängigkeit Pakistans) aufgenommen werden sollte; von diesem Tag an

sollte die Nationalversammlung als Konstituante und vorläufige Gesetz-

gebende Versammlung fungieren. Der bestehenden Präsidialregierung sollte
,in der April-Sitzung das Vertrauen ausgesprochen und zugleich bis längstens
14. August die Beibehaltung des martial law sanktioniert werden. Die Pro-

vinzparlamente sollten am 21. April regulär zusammentreten und Regie-
rungen bestellen, die Ernennung von Gouverneuren fortan an das Einver-
ständnis der betreffenden PrO&apos;Vinzregierung geknüpft sein.

Die Versammlungen wurden diesem Zeitplan entsprechend einberu-

fen46), und zwar die Nationalversammlung als Verfassunggebende Ver-

sammlung (Gesamt)Pakistans, wie sie nach der Legal Framework Order 47),
1970, gewählt worden war, d. h. unter Ladung auch der ostpakistanischen

44) Vgl. etwa die Berichte Le Monde vom 11. 1. 1972, S. 3; Times vom 31. 1. 1972, S. 4.

Für das Zögern, die National Assembly einzuberufen, bestand zunächst wegen der un-

gelösten Frage der bengalischen Abgeordneten Verständnis, vgl. nawn vom 30.12.1971,
S.i.

4-5) Dawn vom 7. 3. 1972, S. 1; International Herald Tribune vom 7. 3. 1972, S. 1. Daß
die Ernennung des neuen Generalstabschefs und seine Reputation (vgl. Anm. 42) die

Kompromißbereitschaft der Opposition gefördert hat, ist nicht auszuschließen.

46) National Assembly (Short Session) Order 11/1972 vom 23. März; Provincial As-

semblies (Summons and Powers) Order 12/1972 vom 23.März, worin die Gouverneure

angewiesen werden, die Provinzparlamente auf 21. April einzuberufen.

47) P.0. 2/1970 vom 30. März (LFO). Vgl. hierzu H. R. K ü 1 z Pakistan auf dem

Wege zu einer neuen Verfassung, VRÜ 1970, S. 357.
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Abgeordneten 4k Das in der LFO vorgesehene Verfahren wurde, bei ge-

ringfüg Anderungen durch die Short Session Order, 1972, in den wich-

tigen Punkten eingehalten, daß das Quorum gewahrt blieb 49) und daß der

Verfassungsbeschluß dem Präsidenten zur Genehmigung und Ausfertigung
vorzulegen war 11). An diesem geschichtlich sehr belasteten Zustimmungs-
erfordeMiS 51) hielt man fest, obwohl man grundsätzlich die Alleinentschei-

dung einer souveränen KonstiLtuante, außerhalb des normalen Gesetz-

gebungsverfahrens, für demokratisch richtig ansah und zu dieser Praxis der

ersten verfassunggebenden Versammlung Pakistans zurückkehren wollte 52).
Praktisch wurde das Problem entschärft, indem sich Präsident Bhutto zum

Präsidenten auch der Nationalversammlung wählen ließ. Nach dieser Wahl

-kündigte der Präsident überraschend die sofortige Aufhebung des martial
Iaw bei Annahme der Interimsverfassung an - ein spektakulärer, nach
zähen vorhergehenden Verhandlungen völlig unerwarteter Schritt, der ihm
eine Ovation des Hauses und ein einstimmiges Vertrauensvotum ein-
brachte 53) Es folgten die Bestellung des Verfassungskomitees und die An-

48) Short Session Order Sects. 3 und 4, wonach die Ladung über Radio Pakistan ge-

nügen sollte. Die im Herbst
-

1971 in Ostpakistan abgehaltenen Nachwahlen waren aller-

dings durch President&apos;s Order 18/1971 vom 24. Dezember annulliert worden. Von den
ursprünglich gewählten ostpakistanischen Abgeordneten nahmen zwei, nach Westpakistan
übergesiedelte, an der Sitzung teil, so daß die Versammlung am 14. 4. mit einer Zahl von

146 Abgeordneten (Sitzzahl für Westpakistan 138 und 6 zuzuwählende Frauen), davon
86 Angehörige der PPP, zusammentrat. Vgl. Dawn vom 14. 4. 1972, S. 1.

49) Sect. 17 (1) LFO legte ein Quorum von 100, d. h. weniger als ein Drittel fest und
enthielt keine Bestimmung über erforderliche Mehrheiten bei Verfassungsbeschlüssen. Die
Short Session Order (Anm. 46) hatte das Quorum sicherheitshalber auf 40 herabgesetzt
und ausdrücklich bestimmt, daß die Abwesenheit von Abgeordneten aus Ostpakistan die
Gültigkeit der Verhandlungen nicht berühre (Sect. 9).

50) Sect. 25 LFO. Der Ausdruck authentication ist, da die Ausfertigung ohne Angabe
von Gründen verweigert werden konnte, eine offensichtlich aus Beschwichtigungsgründen
seinerzeit gewählte Verharmlosung für das übliche assent.

5&apos;) Das Zustimmungserfordernis war in der bekannten Entscheidung Federation of
Pakistan v. Moulvi Tamizuddin Khan (PLD 1955 FC 240) aus dem Indian Independence
Act abgeleitet und damit die Klage des Versammlungspräsidenten gegen die Auflösung der
ersten Konstituante durch den General-Gouverneur abgewiesen worden. Seitdem blieb es

Bestandteil der Verfassungspraxis;. politisch bedeutete es das Vetorecht des vorwiegend
westpakistanischen Exekutivapparates gegen Verfassungsbeschlüsse der Bengalimehrheit und
hatte in dieser Funktion gerade in der LFO höchste Bedeutung. Vgl. zu diesen Zusam-

menhängen meinen Anm. 5 genannten Aufsatz, S. 178 ff., 188 f.

52) Rede des Justizministers Kasuri (Dawn vom 21. 4. 1972, S. 10): Die endgültige
Verfassung solle durch Ausfertigung des Versammlungspräsidenten in Kraft gesetzt wer-

den. Damit aber die Bestimmungen, die in diesem Sinne die Nationalversammlung zur

souveränen Körperschaft Machten, Gültigkeit erlangten, bedürfe es zunächst des assent

des Präsidenten zur Interimsverfassung.
53 NZZ vorn 14. 4. 1972, S. 3.
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nahme der vorgeschlagenen Interimsverfassung en bloc l&quot;), die nach Aus-

fertigung durch den Präsidenten am 21. April 1972 in Kraft trat 55). Am
Tage zuvor war das martial law und mit ihm die verfassunggebende, Ver-

ordnungsgewalt des Präsidenten durch Proklamation aufgehoben wor-

den &quot;).
Diese Aufhebung fiel wie zufällig zusammen mit der Verkündung der

Entscheidung im Fall Asma lilani 57) : darin erklärte der Supreme Court das

gesamte martial law seit der Machtübernahme Yahya Khans für illegal und
nichtig; dem Präsidenten war die bevorstehende Entscheidung bei sein-er Er-

klärung vor der Nationalversammlung bekannt gewesen. Die dramatischen

Entwicklungen wurden mit den Bedürfnissm praktischer Politik in Ein-

klang gebracht durch eine umfangreiche übergangsregelung und Teilvali-

dierung des Kriegsrechts in der Interinisverfassung sowie durch das Fort-
bestehen des normalen Notstandes - worüber später.

Streitgegenstand in Asma jilani war die Rechtmäßigkeit der vorbeugen-
den Inhaftierung zweier bekannter Politiker unter (Awami) martial law 511)
sowie der mit Presidenes Order 3/1969 unternommene Versuch, die Zustän-

digkeit der ordentlichen Gerichte in allen Fragen der Anwendung des

Kriegsrechts a limine auszuschließen 59). Diese Order - Antwort des Re-

54) Unter Stimmenthaltung der Opposition, Dawn vom 18. 4. 1972, S. 1. Abweichend
von der LFO (Sect. 24) wurde die Verfassung nicht als Bill sondern als Resolution des
Hauses verabschiedet (Short Session Order, schedule Nr. 6), weil man nicht drei Lesungen
mit Detaildebatte der Bestimmungen durchführen wollte. Das summarische Verfahren war

Teil des Kompromisses vom 6. März und in der Short Session, Order verankert.
55) Dawn vom 21. 4. 1972, S. 1, über die Ausfertigung. Inkrafttreten: Art. 1 (2) der

Interim Constitution.

-56) Proklamation des Präsidenten vom 20. 4.1972, PLD 1972 C. St. 624.

57) Am 20. 4.1972, vgl. Anm. 7. Zu dieser Entscheidung noch T. K. K. 1 y e r, Con-
stitutional Law in Pakistan: Kelsen in the Courts, American journal of Comparative
Law Bd. 21 (1973), S. 759-771, sowie die wenigen treffenden Bemerkungen in Annual
Survey of Commonwealth Law 1972, S. 52 ff. (London 1973) (J. M. F i n n i s und B. C.
G o u I d).

58) Malik GhulaM-Jilani, verhaftet am 22.12.1971, Mitglied der 1971 verbotenen
Awami League, ein Veteran des Präventivhaftrechts, vgl. Ghulam Jilani v. Government

of Westpakistan, PLD 1967 SC 373 vom 12. 5. 1967.

Altaf Hussain Gauhar, verhaftet am 4.5.1972, Chefredakteur der Zeitung Dawn;
einer der einflußreichsten Intellektuellen-Mitarbeiter Ayub Khans vor allem nach der

Entlassung* Bhuttos, vgl. die Lebensskizze bei H. F e 1 d m a n From Crisis to Crisis

(1972), S. 301 ff. Die Verhaftung war gestützt auf M.L.R. 78 vom 17. 4. 1971, Nr. 1, mit

einem der auf dem Subkontinent üblichen, außerordentlich weit gefaßten Gefährdungs-
tatb,eständel vgl. darüber ausführlich C o n r a d Ausnahmerecht (Anm. 22), S. 610 ff.

- 59) jurisdiction of Courts (Removal of Doubts) Order 3/1969 vom 30. Juni. Darin

war den Gerichten. u. a. untersagt, Beschwerden auch nur entgegenzunehmen (Sect. 3),
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gimes auf ein vielbeachtetes Urteil des High Court Lahore, das die Unzuläs-

sigkeit derartiger Jurisdiktionsbeschränkungen aus dem Wesen des Kriegs-
rechts gefolgert hatte &apos;10) - war eine Herausforderung an die Gerichte ge-

wesen&apos;61). Nunmehr war diese exzessive Norm. zugleich mit dem gesamten
martial law als verfassungswidrig 62) angegriffen, damit aber das Gericht

vor das Problem gestellt worden, ob eine Anzweiflung des martial law nicht

zugleich dem gerade begonnenen übergang zu geordneten Verfassungszu-
ständen die Verfassungsgrundlage entziehen müsse.

Um überhaupt in eine Prüfung des martial law und der Provisional

Constitu-tion Order von 1969 unter Gesichtspunkten verfassungsrechtlicher
Kontinuität eintreten zu können, mußte das Gericht sich mit dernentgegen-
stehenden Urteil State v. Dosso aus dem Jahre 1958 &apos;13) auseinandersetzen:
Damals hatte der Supreme Court für die entsprechenden kriegsrechtlichen
Dispositionen eine Legalitätsprüfung abgelehnt und stattdessen Diskontinui-

tät, einen abrupten Verfassungswechsel konstatiert, der die Geltung nicht

nur der bisherigen Verfassung, sondern des Rechtssysterns im ganzen be-

ende. In einer für englische Richtertradition ungewöhnlichen Form an den

Schriften eines einzigen Rechtsgelehrten, Kelsen, sich orientierend14),
hatte das Gericht ausgeführt, eine gelungene Revolution sei selbst rechtser-

zeugendes Faktum; ihre Legalität beurteile sich nicht nach der abgeschafften
Verfassung, sondern nach ihrem eigenen Erfolg: &quot;a successful coup dEtat

is an internationally recognized I e g a I method of changing a Constitu-

tion&quot; 65). Dieser umstrittenen Rechtsprechung 66) zu folgen und dem Re-

gimewechsel von 1969 eine ähnliche Anerkennung zuteil werden zu lassen,

und war den Kriegsrechtsbehörden eine ausschließliche Interpretationskompetenz vorbe-
halten (Sect. 4).

60) Mir Hassan v. State, PLD 1969 Lah. 786 vom 30. 6. 1969, wo das Kriegsrecht auf
die Funktion einer kommissarischen Diktatur festgelegt wurde: No one, including the
Chief Martial Law Administrator, can transcend or deviate from the sole purpose of

restoring law and order and democracy and it needs no gainsaying that curbing the

jurisdiction of the established judiciary is not a step in that direction .&quot; (S. 808).
11) Die Regierung hatte keine Rechtsmittel ergriffen, sondern stattdessen die umstrit-

tene Order 3/1969 erlassen.

62) Wegen Verstoßes gegen die Verfassung von 1962.

u) PLD 1958 SC 533 vom 27.10.1958.
64 K e 1 s e n wird im Urteil herangezogen als Vertreter der doctrines of legal posi-

tivism, on which the whole science of modern jurisprudence rests&quot;; (ibid., S. 538) ein

längerer Passus aus Kelsen&apos;s General Theory of Law and State, transl. A. Wehberg
(Cambridge, Mass. 1945), S. 117 f., ist in den Urteilstext eingerückt.

6-5) State v. Dosso, ibid., S. 539 (per M. Munir, Ch. J.); vgl. K e 1 s e n, ibid., S.

368, wo das (vom Verf. hervorgehobene) Wort legal sich auch findet.

611) Dosso v. State wurde im folgenden Jahr in Province of East Pakistan v. Md.

Mehdi, PLD 1959 SC 387 vom 9. juli*ausdrücklich bestätigt.
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.war der Supreme Court in der gewandelten Situation des Frühjahrs 1972

nicht bereit.
State v. Dosso war in der Tat eine Ausnahme-Entscheidung, unter höchst

ungewöhnlichen Umständen ergangen 67) Das Gericht scheint&quot; knapp eine
Woche nach Beginn des Putsches, die Legitimitätsfrage, der es auf mehr als
eine Weise hätte ausweichen können 68), geradezu aufgegriffen und autori-
tativ entschieden zu haben, u. a. umsich eimern vom Präsidenten angefor-
derten Rechtsgutachten zu entziehen - die bündigen und drastischen For-

mulierungen des Urteils verraten das Bestreben, sich auf legalistische Schein-
rechtfertigungen, wie sie von den Rechtsberatern des Präsidenten zu erwar-

ten waren, und damit auf eine Normalisierung des Staatsstreichs nicht
einzulassen. Andrerseits war zumindest der damalige Chief Justice M. Munir
möglicherweise von dem Gedanken bestimmt, durch frühzeitige Anerken-

nung des Regimes das Weiterbestehen der Gerichte zu ermöglichen, und
hatte in diesem Sinne bei der Abfassung der Laws (Continuance in Force)
Order Konzessionen erwirkt.

Wegen der exzeptionellen Umstände und weil Munirs Versuch, den Le-

gafitätsbruch mit der Anerkennung zugleich zu konstatieren und als Aus-
nahme zu isolieren, gescheitert war, sich vielmehr als Einladung zu wei-
teren Ausnahmen erwiesen hatte, mußte mit der Präjudizwirkung diej
ser Entscheidung samt der zugrundeliegenden Doktrin explizit gebrochen
werden. Es war das eine kathartische Funktion, die das Verfahren inner-
halb der öffentlichen Besinnung auf die Legitimitätsgrundlagen Pakistans
erfüllte.

Der Supreme Court verwarf die Doktrin von State v. Dosso 69), weil
damit eine Theorie über das Recht als anwendungsfähige Rechtsnorm behan-
delt, außerdem aber ein Satz des Völkerrechts über die Anerkennung von

Staaten unzulässigerweise auf die Ebene innerstaatlichen Rechts gezogen und

67) Eine Darstellung dieser Umstände, mit Abdruck einer späteren Schilderung des
Hergangs durch den Ch. J. Munir, findet sich in Asma filani S. 245 ff. (concurring vote

des Richters Yaqub All).
1111) Beschwerdegegenstand war die Grundrechtswidrigkeit der Frontier Crimes Regula-

tion; die Beschwerde wurde abgewiesen, da die Laws (Continuance in Force) Order 1958
die Grundrechte der aufgehobenen Verfassung nicht wiederhergestellt habe. Das Gericht
hätte der Beschwerde stattgeben können, entweder, weil der&apos;Tatbestand schon vor dem
Putsch abgeschlossen war (vgl. Dissent des Richters Cornelius im Fall und den Beschwerde-

vortrag in Md. Mehdi, oben Anm. 66), oder aber indem es die Laws (Continuance in

Force) Order großzügiger auslegte (vgl. die spätere Judikatur, oben Anm. 19).
611) Eine strenge Selbstbindung an eigene Entscheidungen wurde dabei, wenigstens für

Verfassungsfragen, abgelehnt, u. a. unter Berufung auf das Practice Statement des House
of Lords vom 26.7.1966, (1966) 1 WLR 1234.
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als Verfassungssatz über Verfassungswechsel angewandt worden sei 70) ; ein

Wechsel der Grundnorm sei für die besondere Staatsordnung Pakistans

ausgeschlossen, weil unverrückbar in der von keinem Regime angetasteten
Objectives Resolution bestimmt als Treuhänderschaft des Volkes an der

öffentlichen Gewalt innerhalb der Grenzen der Souveränität Allahs und

seines GesetZeS 71). Im übrigen aber habe das Gericht seinerzeit zu Unrecht
die faktische Bedingung seiner eigenen Doktrin, unangefochtene Effektivität
der neuen Ordnung, ohne weiteres unterstellt, sei damit am Tage na-ch Ur-

teilsverkündung durch den Sturz des Präsidenten Mirza blamiert wor-

den 72) und habe mit seiner voreiligen Anerkennung in Wahrheit nicht so

sehr einen abgesdilossenen Regimewechsel nur konstatiert als vielmehr le-

ghimierend einen Beitrag zur Festigung des Revolutionsregimes geleistet 73).
Gleichwohl sah das Gericht die Akte der ersten martial law-Periode,

zwar nicht durch State v. Dosso, wohl aber durch die 1962 in Kraft gesetzte
Verfassung als legalisiert an, die samt den in ihr validierten Kriegsrechts-
normen 74) vorbehaltlose Anerkennung von den Gerichten und damit volle

Rechtsgültigkeit erlangt habe. Somit gab es einen rechtlichen Maßstab zur

Beurteilung des Machtwechsels 1969. Damals hatte Präsident Ayub Khan

entgegen der Nachfolgeregelung seiner eigenen Verfassung 75) in Briefform
dem Oberbefehlshaber der Armee Yahya Khan mitgeteilt, angesichts des

völligen Zusammenbruches der zivilen Staatsautontät trete er zurück und

70) In der Tat werfen schon K e 1 s e n s Formulierungen die Frage auf, ob eine die
Revolution verbietende innerstaatliche Norm völkerrechtswidrig sein soll.

&apos;11) Die Objectives Resolution vom 7. 3. 1949, die Grundentscheidungen für die paki-
stanische Verfassung traf und der Präambel aller folgenden Verfassungen inkorporiert
wurde, enthilt zu Beginn die Klausel: &quot;Whereas sovereignty over the entire universe
belongs to God Almighty alone and the authority which He has delegated to the State of
Pakistan through its people for being exercised within the limits prescribed by Him is a

sacred trust;&quot;.
72) Das Urteil wurde am 27.10.1958 verkündet, der in den Abendstunden desselben

Tages erzwungene Rücktritt des Präsidenten Mirza wurde am folgenden Tag bekannt-
gemacht, und C.M.L.A. Ayub Khan übernahm das Präsidentenamt (F e 1 d m a n, Revo-
lution [oben Anm. 9], S. 11 f.).

73) Unabhängig davon, wie man die Machtverhältnisse zwischen Armee und Präsident
einerseits, Putschisten und Gericht andererseits und die Beteiligung von Ch. J. Munir an

der Abfassung der Laws (Continuance in Force) Order einschätzt, muß doch in diesem
Punkt das eigentliche politische Problem einer solchen Entscheidung gesehen werden. Der

Privy Council akzeptierte Dosso v. State nur unter der ausdrücklichen Voraussetzung,
daß damals keine Aussicht auf Wiederherstellung der legitimen Regierung mehr bestanden
habe; Madzimbamuto v. Ladner-Burke (1968) 3 A.E.R., S. 561 ff., 574.

74 Art. 225, 250 der Verfassung 1962.

75) Nach Art. 12 (3) konnte der Präsident vorzeitig zurücktreten, worauf seine Funk-
tion vom speaker der Nationalversammlung wahrzunehmen und innerhalb von 90 Tagen
ein Nachfolger zu wählen war, Art. 16, 165 (4).
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bberlasse es den StreitkrHften, &quot;which today represent the only effective
and legal instrument, to take over full control of the affairs of the coun-

try&quot; 76). Auf diesen keinerlei förmliche Amtseinsetzung enthaltenden Brief
und eine entsprechende Radioansprache hin hatte General Yahya Khan von

sich aus martial law proklamiert, die Verfassung aufgehoben und durch die
Provisional Constitution Order ersetzt, die ihn selbst zum Präsidenten

MaChte77). An der Illegalität dieser Art von Machtübergabe bestand kein
Zweifel, nicht nur wegen der Verletzung der Nachfolgeregelung, sondern
auch wegen der für Extremlagen offenstehenden Möglichkeit, den verfas-

sungsmäßigen. Notstand zu verhängen 78).
Die Frage, ob der General von sich aus martial law proklamieren und

die weiteren Maßnahmen treffen durfte, führte das Gericht zu einer in den

englischen Traditionen weit zurückgehenden Erörterung des martial law als

Rechtsbegriff 79) Dabei war eine klare Linie zu ziehen zwischen Kriegs-
recht im völkerrechtlichen Sinne, einer Militärherrschaft in besetztem aus-

ländischen Gebiet - ein Fall der offenkundig nicht vorlag 80) - und einem

innerstaatlichen&apos;Rechtsinstitut, wie es aus dem common law bekannt und in
Indien und Pakistan rezipiert war 111). Es war dies das reine Notrecht des

76) Wiedergabe im Auszug im Urteil loc. cit., S. 185. Der Ausdruck Rücktritt ist nicht
gebraucht; der Präsident spricht von &quot;step aside&quot; und &quot;the defence forces must step in&quot;.

77) Proklamation vom 25. 3. 1969, Gazette Extraordinary vom 25. 3., Provisional
Constitution Order, ohne Datum, Gazette Extraordinary vom 4. 4.1969, vgl. noch die
merkwürdige zweite &quot;Proclamation of Martial Law&quot; vom 31. März, Gazette Extraordi-
nary vom 4. 4. 1969, worin nachträglich eine Amtsübergabe durch den zurückgetretenen
Präsidenten behauptet wird.

711) Art. 30. Tatsächlich aber war dieser lange Zeit vorher bestehende Notstand am

16. 2. 1969 mitten in der Staatskrise aufgehoben worden (Le Monde vom 18. 2. 1969, S. 4).
79) Die Berücksichtigung auch zurückliegender Urteile des gesamten anglo-amerikani-

schen Rechtsbereiches (hier u. a. Wolf-Tone&apos;s-Fall, 1798, 27 St. Tr. 614; Ex parte Marias,
1902 A.C. 109; Tilonko v. A.G. of Natal, 1907 A.C. 93; Rex v. Allen, 1921, 2 I.R. 241;
Ex parte Milligan, 1866, 4 Wallace 121) ist nicht ungewöhnlich; dagegen fällt auf, daß
die pakistanische Entscheidung Md. Umar Khan v. Crown, PLD 1953 Lah. 528, nicht zi-
tiert ist, in der anläßlich des in Lahore 1953 verhängten Kriegsrechts dessen rechtliche
Natur schon gründlich und klar erörtert und auch die diesbezügliche Dienstinstruktion der
Armee abgedruckt war. Die Nichterwähnung ist auch deshalb bemerkenswert, weil jene
Entscheidung von eben dem Richter M. Munir stammt, der sich später der Denaturierung
des martial law-Begriffs in State v. Dosso entzog.

11&quot;) Mit ausdrücklicher Schärfe, kaum uneingedenk der Ereignisse in Bengalen, ist dies
festgehalten: &quot;The country was not a foreign country which had been invaded by any
foreign army with General Agha Muhammad Yahya Khan at its head...&quot; (S. 191).

81) Art. 196 Verfassung 1956; Art. 223-A Verfassung 1962; Art. 34 Ind. Verfassung;
J. M i n a t t u r, Martial Law in India, Pakistan&apos;and Ceylon (1962). Zu martial law in
Großbritannien und USA vgl. die Beiträge von G. J a e n i c k e und K. D o e h r i n g,
in: Das Staatsnotrecht (Beiträge zum ausländischen öffentlichen Recht und Völkerrecht,
31) (1955).
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Staates, bei Aufruhr die Ordnung auch mit militärischen Mitteln wieder-

herzustellen und notfalls Gewalt mit Gewalt zu brechen; aus dem Charak-

ter des Notrechts folgte, daß der Militärkommandeur nur im Extremfall

ohne Auftrag der zivilen Behörden kriegsrechtlich vorzugehen und seine

Maßnahmen auf das zur Wiederherstellung der Ordnung Unerläßliche zu

beschränken hatte, daß er keine Kompetenz zur Aufhebung zivilen

Rechts oder gar der Verfassung hatte, Standgerichte nur einsetzen durfte,
wo die ordentliche &apos;Gerichtsbarkeit faktisch behindert war 12), und das

Kriegsrecht zum frühestmöglichen Zeitpunkt wieder aufzuheben hatte. Die

- nachträgliche - Beurteilung aller Notwendigkeit stand bei den Gerich-

ten, soweit nicht Indemnitätsgesetze eingriffen; es gab keine konstitutiv

wirkende Erklärung des Belagerungszustandes französischer Art. Vor allem

aber war die undefinierte Mischung völkerrechtlicher, kontinental-europäi-
scher und englischer Begriffe von Kriegsrecht zur Legitimierung einer Ver-

fass,ungsdiktatur ungesetzlich; mit aller, über die Grenzen Pakistans hinaus

beachtenswerten Deutlichkeit wurde gesagt, daß bei Beanspruchung einer

derartigen Kompetenz die Streitkräfte nicht Instrument der Ordnung, son-

dern des Aufruhrs sind.

Nachdem dergestalt das Regime Yahya Khan in toto als Usurpation
und seine sämtlichen Rechtsakte für nichtig erklärt waren, blieb die Auf-

gabe, einen Weg aus dem festgestellten juristischen Chaos zu zeigen, ähn-
lich wie es seinerzeit der Federal Court nach dem Kahlschlag der Entschei-

dung im Fall T*amizuddin 1111) mit dem Rückgriff auf ungeschriebenes Staats-
notrecht versucht hatte. Für die Anerkennung innerstaatlicher Akte eines
de facto-Regimes boten sich relativ ausgearbeitete Grundsätze an, wie sie

vor allem in dem rhodesischen Fall Madzimbamuto v. Ladner-Burke, zu-

letzt im Dissent von Lord Pearce zur Entscheidung des Privy Couneil, ent-

widielt waren 84) - eine Verbindung von Gedanken des europäischen Ver-

nunftrechts 11,1) über das Fortbestehen der Staatsordnung unter einem Usur-

pator mit amerikanischer Judikatur zur Anerkennung politisch unschäd-

82) Die Entscheidung Mir Hassan v. State (oben Anm. 60) wurde ausdrüddich bestä-

tigt.
83) Oben Anm. 12.
84 High Court of Rhodesia, General Division, judgment vom 9.9.1966, idem Ap-

pellate Division, judgment vom 29.1. 1968, beide Government Printer Salisbury ohne

Datum; Privy Council vom. 27. 7.1968, 3 A.E.R. 561, Lord Pearce: 578 (der Dissent war

nach dem Sachverhalt für Pakistan allein relevant).
8-5) Neben Vitoria, Puf endorf f vor allem Grotius, De iure belli ac pacis

1, 4, 15 (auch in Asma jilani erörtert).

http://www.zaoerv.de
© 1974, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


268 Conrad

licher Staatsakte von Rebellenregierungen im Sezessionskrieg m), unter

Prinzip der Staatsnotwendigkeit (doctrine of necessity) oder, vielleicht

richtiger, des implied mandate. Danach waren anzuerkennen die Akte, die

der verdrängte Souverän auch vom Usurpator vorgenommen sehen w i 11

wel und soweit sie

1
-
für den Fortgang geregelten Lebens im -Staat unerläßlich sind,

2. die Rechte der Staatsbürger nach der früheren Verfassung nicht an-

tasten,&apos; d. h. auch vom rechtmäßigen Regime hätten vorgenommen werden

können,
3. die Stellung des Usurpators nicht befestigen87).
Das pakistanische Gericht betonte 88), daß auch solcher Art Maßregeln

nicht als rechtmäßig, sondern nur als n a c h s e h b a r (condoned) 811) gül-
tig blieben. Im übrigen aber fügte es, mehr im Sinne des implied mandate.,
den drei herkömmlichen Kriterien eine breite Kategorie legitimer Maßnah-
men im Interesse des Volkes oder zur Verwirklilung der in der Objectives
Resolution verkündeten Ziele hinzu - ein deutlicher Hinweis auf die Be-

reitschaft, den Demokratisierungspr-ozeß anzuerkennen, zur Entscheidung
des Falles strenggenommen entbehrlich 90). Die beiden =gefochtenen mar-

tial law-Regulations waren evident nicht nachsehbar, da ohne Notwen-

chigkeit ergangen. Die Jurisdiktionsorder war neben regulär funktionieren-
den Gerichten sogar ordnungsstörend 111), außerdem selbst nach Maßstäben
des Kriegsrechts fehlerhaft, da nach der Provisional Constitution Order nur

der Chief Martial Law Administrator, nicht der Priisident zu, Verfassungs-
änd,erungen befugt war. M.L.R. 78 war entbehrlich neben den Präventiv-

haftbestimmungen, die schon im normalen Gesetzesrecht und än verfas-

sungsmäßigen Notstandsrecht gegeben waren 92).

116) Texas v. White, 7 Wallace 700 (1868); Hanauer v. Woodruff, 15 Wallace 439

(1872); Horn v. Lo&amp;bart, 17 Wallace 570 (1873); Baldy v. Hunter, 171 U.S. 388 (1897).
87 Diese Fassung, vor allem das Abstellen auf die vermutete Ratifikation durch den

Souverän, entspricht dem Gedanken G r o t i u s&apos; und ist vereinbar mit der Mehrheits-
meinung des Privy in Madzimbamuto, die mit der im Fall vorliegenden gegen--
teiligen Willensäußerung des Souveräns begründet ist.

811) In Abgrenzung vor allem von der gleichfalls zitierten zyprischen Entscheidung
A.G. v. Mustafa Ibrahim, 1964, Cyprus L.R. 195 vom 8.10.1964.

89) Ein sonst bei der Indemnifizierung exzessiver Akte des martial law gebrauchter
Ausdruck, vgl. Md. Umar Khan (Anm. 79), S. 540.

90) In diesem Punkt wird die Entscheidung nur von drei der fünf Richter getragen.
Die Minderheit zog es vor, das Mandat der Nationalversammlung nach dem auf S i e y s

zurückgehenden Prinzip anzuerkennen, daß bei klarer Willensäußerung des Souveräns
irrelevant ist, wer ihn befragt hat.

91) Vgl. Mir Hassan v. State (oben Anm. 60).
92) Sowohl Sect. 3 (1) Security of Pakistan Act (35/1952 vom 5. Mai) als auch Nr. 32

der Defence of Pakistan Rules 1971 enthalten&apos;einen im Kern gleichen, zuerst in Nr. 26 der
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Die Bedeutung der Entscheidung liegt vor allem - und deshalb ist sie

hier ausführlich dargestellt worden - in einer Klärung der Legitima:tions-
fragen. Ihr praktisches Ergebnis, wie erwähnt, wurde relativiert durch nach-

trägliche Teilvalidierung des Kriegsrechts in der Interimsverfassung und
durch das Fortbestehen des konstitutionellen Notstandes. Einen Tag nach
der förmlichen Aufhebung des Kriegsrechts 13) suspendierte der Präsident

unter den Notstandsvollmachten alle Grundrechtsbeschwerden. Der eine der
beiden durch Asma Jilani befreiten Häftlinge, Altaf Gauhar, wurde sofort

nach Defence of Pakistan Rules erneut verhaftet 94).
Die Gültigkeit der Interimsverfassung und der, von ihr vorgenommenen

Validierung von Kriegsrecht wurde in einem anderen Verfahren95) noch-
mals direkt an-gegriffen, weiJ die nach dem nichtigen Kriegsrecht gebildete
Nationalversammlung keine verfassunggebenden Befugnisse habe, wegen
Nichtteilnahme der ostpakistanischen Abgeordnetenmehrheit nicht ord-

nungsgemäß zusammengesetzt gewesen, ihr durch das richtige Kriegsrecht
auch keinerlei verfassunggebende Befugnis übertragen. worden und jeden-
falls verwehrt gewesen sei, bei der Verfassunggebung sich über die &quot;Objec-
tives Resolution&quot;, die man nach mißverständlichen Wendungen in&apos;Asma
jilani mit der G r u n d n o r m oder &quot;the Grundnorms&quot; 96) Pakistans iden-

tifizierte,.hinwegzusetzen.
Diese Verfassungsbeschwerde wurde in allen Punkten zurückgewiesen,

das Mandat zur Verfassunggebung und insoweit die Legal Framework Or-
der nach der erweiterten doctrine of necessity wegen ihrer Beziehung zu

den Staatszielbestimmungen der Objectives Resolution an-erkann4 die Ein-

haltung des Verfahrens (durch Ladung sämtlicher Abgeordneter und Beach-

tung des Quorum) bestäü.-gt. Die einmal in korrektem Verfahren beschlos-
sene und in ihrer Geltung allgemein von Volk und Gerichten anerkannte

Verfassung könne nicht mehr auf Vereinbarkeit mit Grundsatzdokumenten
bzw. Präambeln gerichtlich überprüft werden. In diesem Zusanunenhang

Defence of India Rules 1939 formulierten Tatbestand. Unterschiede bestehen in der vom

Gesetz über Notstandsverordnung zu Kriegsrecht abnehmenden Nachprüfbarkeit. - im

vorliegenden Fall war die Verhaftung jilanis zunächst auf Notstandsrecht, erst nach An-

beraumung eines Beschwerdetermins beim High Court auf Kriegsrecht gestützt worden.

93) Diese Aufhebung war auch nach der Entscheidung des Supreme Court nicht über-
flüssig, da judicial review in Pakistan wie in USA nicht zur formalen Ungültigkeit rechts-
widriger Normen, sondern nur zur Nichtanwendung im Falle führt.

94 Dawn vom 21. 4.1972, S. 1. Suspension der Grundrechtsbeschwerde durch PreSiden-
tial Order vom 20.4.1971. Die Order ist nach Ausfertigung, aber einen Tag vor Inkraft-
treten der Interimsverfassung gemacht und konnte deshalb, falls überhaupt wirksam, frühe-
stens mit der Verfassung in Kraft treten. Vgl. Anm. 114.

95) State v. Zia-ur-Rahman, PLD 1973 SC 49 vom 8. 1. 1973.

&quot;) So in dem Votum des Richters Sajiad Ahmad in Asma Jilani, S. 258.
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stellte der Supreine Court nochmals heraus, worum es bei der Legitirnitäts-
debatte wesentlich gegangen war: daß keine öffentliche Gewalt, aud die
richterliche nicht, jenseits ihrer Einsetzung durch die Verfassung rechtliche

Existenz, etwa als unmittelbare Repräsentantin des Staatswohles, habe. Es

war nicht überflüssig, dies auszusprechen, denn in gewissen Wendungen der
beiden Urteile, vor allem im freigiebigen Gebrauch des Wortes Anerken-

nung (im Sinne der Rechtsgeltungslehre, aber in gefährlicher Nachbarschaft
zur völkerrechtlichen Anerkennung durch Staatsorgane) und in der heraus-

gehobenen dabei den Gerichten zuerkannten Rolle, liegen durch-aus Ansatz-

punkte für einen überkonstitutionellen Anspruch der Gerichte als Hüter der

Legitimität 97) Hier ist das Faktum wichtig; daß durch alle staatlichen Um-
brüche hindurch die Tätigkeit der Gerichte und die persönliche Amtsfüh-

rung.der einzelnen Richter - im Gegensatz zu allen anderen Staatsorganen
- seit britischer Zeit kontinuierlich fortgegangen ist.

Ein ganz anderer Aspekt soll noch an der Entscheidung kurz hervorge-
hoben werden: Indern sie einerseits die allgemeine Legitimieruiig der Ver-

fassunggebung durch Berufung auf die Objectives Resolution gestattet, an-

dererseits eine Prüfung konkreter Verfassungsbesümmungen auf überein-

stimmung mit dem legitimierenden Programm ablehnt, fügt sie sich, in eine

allgemeine Tendenz, Programmsätze im Sinne einer Pispensierung des Staa-

tes von Legalitätsschranken, nicht aber einer Kontrolle von Staatsakten im

Individualin-teresse,&apos;anwendbar zu machen 911).

2. Interimsverlassung und das Ringen um die neue Verfassung, 1972173

Die Interimsverfassung der islamischen Republik Pakistan war nach
dem Muster des Government of India Act, 1935, in der Fassung von

1947 99), gearbeitet mit gewissen Einschüben aus den Verfassungen von

1956 und 1962 100). Pakistan war. demnach ein im wesentlichen aus (Gover-

97) j. Fieldsend in Madzimbarnuto (Entscheidung der Appellate Division, loc. cit. [Anm.
84], S. 180) kritisiert in dieser Beziehung das Verhalten des Gerichts in State v. Dosso:
&quot;. in my view, a court constituted on one constitutional basis cannot legally support
the unconstitutional overthrow of the foundation upon which it is founded&quot;.

911) Vgl. die Freistellung sozialstaatlicher Gesetzgebung zum Vollzug des Programm-
satzes Art. 39 der indischen Verfassung von den Grundrechtsschranken der Art. 14, 19, 31
der indischen Verfassung im Constitution (25th Amendmept) Act, 1971, vom 20. 4. 1972;
eine ähnliche Bestimmung in Art. 47 der Verfassung von Bangladesh; in Art. 18 (2) der

Verfassung von Sri Lanka (1972) sind alle Grundrechte unter Gesetzesvorbehalt im In-

teresse der principles of State policy gestellt.
99) Pakistan (Provisional Constitution) Order, G.G.O. 22/1947 vom 14. August.
100) Die Ausarbeitung lag ausschließlich beim justizministerium, ohne daß Vertreter

der OppositiOnsparteien zugezogen worden wären. Hierauf und auf. der Nichtberücksich-
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nors&apos;) Province-% zusammengesetzter Bundesstaat, mit Einkammerparlarnen-
ten auf Bundes- und Provinzebene, jeweils einem Council of Ivlinisters zur

Beratung des Präsidenten bzw. Gouverneurs 101), nach einem Drei-Li-

sten-System zwischen Bund und Provinzen aufgeteilter Gesetzgebungskom-
petenz 1102) und einem zweistufigen System oberer Gerichte (High Court in

jeder Provinz und Supreme Court). Aus den vorigen Verfassungen Paki-

stans hatte man insbesondere die Präambel (inhaltlich die Objectives Reso-

lution) 103), Grundrechte und principles of poliCy 104) sowie die islamischen

Bestimmungen übernommen 105).
Im einzelnen interessieren an dieser Verfassung vor allem die überlei-

tungsbestimmungen. Der Anspruch gesamtpakistanischer Geltung war we-

der betont noch aufgegeben. Er erschließt sich eher indirekt aus einer An-

zahl verstreuter Bestimmungen bzw. Nichtbestimmungen: So war an der

Identität der ursprünglichen Nationalversammlung festgehalten und die

Klausel der Short Session Order über Unschädlichkeit des Fehlens der mei-

sten Abgeordneten einer Provinz wiederholt 106); nach wie vor sollte Bengali
neben Urdu Nationalsprache sein 1107); das Fortbestehen aller öffenthichen
Dienstverhältnisse war ohne Sonderregelung für bengalische Bechenstete an-

geordne &quot;18) usw. Das Staatsgebiet aber war salomonisch beschrieben als

zusammengesetzt aus den Provinzen, wie sie unmittelbar vor Inkrafttre-

ten [der Interimsverfassung] bestanden 11).
Vor diesem Horizont wurden vorderhand als erste Parlamente unter

der Verfassung - übrigens irn Einklang mit der Legal Framework Or-

der 110) - die 1970 gewählten Parlamente in den Provinzen und die Nation-

al Assembly in der Zusammensetzung der Short Session Order, 1972, ein-

gesetzt&quot;&apos;), desgleichen als erster Präsident und Vizepräsident die bisher

tigung ihrer Anderungswünsche beruhte die Stimmenthaltung der Opposition bei dem Ver-

fassungsbeschluß der Nationalversammlung; Dawn vom 18. 4. 1972, S. 1.

101) Im Sinne der constitational conventions über parlamentarische Regierungsver-
antwortlichkeit der britischen Verfassung.

102) Nämlich Federal, Provincial and Concurrent List (Sched. IV), deren einzelne Posi-

tionen fast völlig denen des Government of India Act gleichen.
103) In der Fassung von 1956.

104) In der Fassung des 1. Amendment zur Verfassung von 1962 (Act 1/1964 vom

10. Januar).
10-5) Im wesentlichen nach der Verfassung von 1962, vgl. Art. 29, 251 ff.

106) Art. 73, vgl. Anm. 49.

107) Art. 267.

108) Art. 2&apos;85 (1). In Wirklichkeit waren eine große Zahl bengalischer Zivilbediensteter
Pakistans interniert.

109) Art. 2 (2) a.

110) Sect. 23.

111) Art. 67 (2), 108.
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amtierenden Personen 112), jeweds auf fünf Jahre, gerechnet vom ersten Zu-

sammentreten bzw. der Amtsaufnahme an. Gleichfalls im Amt bestätigt
wurden Gouverneure, Minister, Richterschaft und eine Reihe hoher Amts-

träger 113).
Übernommen wurde aber auch die Notstandsproklamation vom 23. No-

vember 1971; sie wurde, unter Validierung der Ausführungsgesetzgebung,
in eine Proklamation nach der Interimsverfassung umgedeutet. Deren Not-

standsregelung, an Schärfe alle entsprechenden Bestimmungen der bisheri-

gen Verfassungen übertreffend, berechtigte den Präsidenten, ohne Parla-
ments- oder Gerichtskontrolle eine Notstandsproklamation in Kraft zu

setzen und zu erhalten und damit automatischeine Reihe liberaler Grund-
rechte sowie, durch besondere Order, Grundrechtsbeschwerden jedweder Art
zu suspendieren; der Bund erhielt ein allgemeines konkurrierendes Gesetz-

gebungsrecht 114).
Das Recht der martial law-Periode wurde für die Vergangenheit insge-

samt und in allen Exscheinungsformen als gültig erklärt, ungeachtet ir-
gendwel,cher entgegenstehender Gerichtsentscheidungen und einer weite-
ren gerichtlichen Gültigkeitsprüfung entzogen; auch die Ausführungsakte
wurden validiert 115). Damit, war zugleich die Aufhebung der Verfassung
von 1962 und die zwischenzeitige Geltung der Provisional Constitution
Order, 1969, bestätigt. Ab Inkrafttreten der Interimsverfassung waren die
formell als martial law bezeichneten Normen 116) sowie eine Reihe aus-

drücklich aufgezählter President&apos;s Orders aufgehoben, darunter bemerkens--
werterweise die Legal Framework Order, 1970 117).

Die Rol:le der Legal Framewürk Order ist für das Verständnis der Rechts-
kontinuität aufschlußreich. Einerseits hatte man sich an ihre Verfalirensbe-
stimmungen gehalten, auch prima vista nichts. ihren Inhaltsgrundsätzen Wi-
dersprechendes in die Interirnsverfassung geschrieben&apos;&quot;), also keine reve-

112) Art. 282, 283. Z. A. Bhutto ist hierbei nicht als Präs&apos;,dent, sondern namentlich
unter Bezugnahme auf das ihm erteilte Vertrauensvotum genannt.

113) Art. 285 (2).
114) Art. 139. Die automatische Suspendierung einzelner Grundrechte im Notstand ist

äus der indischen Verfassung übernommen. Die schon am Vortage des Inkrafttretens er-

gangene, rechtlich fehlerhafte Order über die Suspension der Grundrechtsbeschwerde
wurde am 30. 4. 1972 durch eine neue Order ersetzt.

115) Art. 281.

116) M.L.R. und M.L.0. Art. 280 (3).
117) Art. 280 (2) und 6. Schedule.
1111) In Sect. 20 LFO waren als Grundprinzipien der künftigen Verfassung festgelegt

die bundesstaatliche Struktur mit möglichster Autonomie der Provinzen bei Wahrung der
territorialen Integrität Pakistans, die Erhaltung der islamischen Ideologie als Basis der
Staatsgründung, periodische direkte Parlamentswahlen mit allgc-meinem Stimmrecht und
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lutionäre, kontinuitätsbrechende Verfassunggebung beansprucht. Anderer-

seits war nach der Entscheidung Asma filani v. Punjab diese Order nicht

nur als Teil des martial law, sondern auch wegen VerstOSses gegen die Pro-

visional Constitution Order nichtig. Daß man hie die Validierung, anders

als etwa bei der Province of West Pakistan (Dissolution) Order&quot;!), ver-

mied, heißt wohl, daß man eine formelle Messung der Interimsverfassung
an der Legal Framework Order ausschließen und diese nur im Rahmen der

condonation als Geburtshelferin der Volksouveränität anerkennen wollte.

Im übrigen blieb das gesamte bei Verfassungsbeginn geltende Recht in

Kraft, also auch die nicht ausdrücklich aufgehobenen President&apos;s Qrders.
Außerdem wurden von der Aufhebung des Kriegsrechts eine größere An-

zahl einzeln genannter martial law-Regulations ausgenommen; sie blieben
nicht nur als einfache Gesetze in Kraft, sondern waren weiterhin jeder ge-
richtlichen Grundrechtskontrolle entzogen und gegen ungelegene Abände-

rung (Aufhebung) durch die nunmehr zustän4gen Parlamente mit einem er-

probten kolonialstaxtlichen Mittel, dem Erfordernis vorheriger Zustimmung
des Präsidenten zu diesbezüglichen Vorlagen, abgesichert120). Solch beson-
deren Schutz genossen u. a. die Land- und Erziehungsreformen, aber auch
so grundwichtige Maßregeln wie die Reform des Kara:chi Race Club 121).

Die Ausarbeitung der endgültigen Verfassung war der Nationalver-

sammlung zugleich mit den Funktionen einer gesetzgebenden Körperschaft
unter der Interimsverfassung zugewiesen. Der gegenteiligen Bestimmung der

Legal Framework Order, wonach eine solche Simultanität ausgeschlossen
und die Nationalversammlung zunächst auf die Verfassunggebung be-
schränkt sein sollte 122), wair mit der Verabschiedung der Interimsverfas-

sung auf einer Sondersitzung Genüge getan. Doch wurde die verfassungge-
bende von der gesetzgebenden Funktion verfahrenstnäßig getrennt; auch
damit suchte man an die Praxis der ersten Constituent Assembly, vor dem

proportionaler Vertretung der Bevölkerung, Garantie der Grundrechte und Unabhängig-
keit der Justiz. Sects. 21, 22 enthielten außerdem Vorschriften über die Präambel und
über aufzunehmende Programmsätze.

119) P.0. 1/1970 vom 30.3., am selben Tage wie die LFO ergangen, ein nur technisch

getrennter Bestandteil des einheitlichen Verfassungsprogramms, vgl. die Rede Yahya
Khans vom 28.10.1969 (Dawn vom 29.10.1969).

120) Art. 280 (3) mit 7. Schedule, Art. 7 (3) b mit 1. Schedule. Die sogenannte Previous
Sanction Bill war eines der zahlreichen Vorbehaltsinstrumente, mit denen die britische
Kolonialregierung bei der Einführung indischer Repräsentativgremien ihre Kontrolle
in herrschaftswichtigen Bereichen aufrechterhielt; vgl. Government of India Act, 1915,
Sect. 67 (2); Government of India Act, 1919, Sects. 10 (3) und 27; Government of India

Act, 1935, Sects. 37, 82, 108.

121) M. L. R. 85 vom 30. 7. 1971.

122) Sect. 26.

18 ZaöRV Bd. 34/2
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verfassungsgeschichtlichen Sündenfall von 1954, wieder anzuknüpfen 123).
Als Teil der Federal Legislature 124) war die National Assembly vom

Präsidenten einzuberufen wie auch aufzulösen und wurde von einem spea-
ker (der zugleich ein selbständiges Einberufungsrecht, auf Antrag eines M.in-

derheitsquorums hatte) geleitet; ihre Gesetzesbeschlüsse traten mit Geneh-

migung (assent) durch den Präsidenten in Kraft. Nach der ersten, auf 14. Au-

gust 1972 festgelegten Einberufung war eine Auflösung für ein Jahr ausge-
schlossen 125). In dieser Zeit übte die Nationalversammlung zugleich - aber
in getrennter Sitzung einberufen und geleitet vom Präsidenten der
N a t i o n a 1 v e r s a m m 1 u n g 126) - die Funktionen der Verfassungge-
setzgebung aus, und zwar durch Verabschiedung einer neuen Verfassung
oder auch einzelner Amendments zur Interimsverfassung127). Diese Be-
schlüsse - für die einheitlich eine knapp über der Hälfte der Mitglieder-
zahl liegende Mehrheit vorgeschrieben war 128) - erlangten RechtswIrksam-
keit mit Ausfertigung&apos; durch den Versammlungspräsidenten 129). Der am

14. April 1972 zum Präsidenten der Nationalversammlung gewählte Prä-
sident Pakistans, Z. A. Bhutto, wurde in diesem Amt bas-tätigt 1311).

Damit waren die Unklarheiten des Indian Independence Act beseitigt,
der seinerzeit der Constituent Assembly die Funktionen der Dominion Le-

gislature für die Verfassunggebung, wie diejenigen der Federal Legislature
unter dem Government of India Act gleichzeitig, ohne Kennzeichnung des
Verfahrens übertragen und damit die Bindung der Verfassunggebung an

die Genehmigung des Governor-General im Falle Tamizuddin 131) ermög-
licht hatte l&quot;). Zugleich war zwischen der SCylla eines langen Parlaments
(lustorisch verkörpert in den sieben Jahre verzögerten Verfassungsberatun-
gen der ersten Constituent Assembly) und der Charybdis einer knappen
Befristung mit ihrer Einladung zu rücksichtslosem Mehrheitsgebrauch (in Ge-
stalt der berüchtigten 120-Tage-Frist Yahya Khans noch frisch in ]Erinne-

123) Vgl. zu dieser Praxis j e n n i n g s Constitutional Problems- (Anm. 17), S. 24.

124) Nach Art. 67 (1) bestand die Federal Legislature aus. Präsident und National-
versammlung.

12) Art. 68 (2) b (Proviso) und Art. 68 (6).
126) Art. 96 (3), (4), (6). Der Versammlungspräsident wurde vertreten durch den

speaker.
127) Art. 95, 96 (5).
&quot;8) Nämlich 75 von 146 Abgeordneten, Art. 96 (7).
&quot;9) Art. 96 (5). Ausdrücklich ist gesagt, daß die Zustimmung des Präsidenten (Paki-

stans) nicht erforderlich ist.

130) Art. 96 (1).
131) Oben Anm. 12.

13&apos;) Indian Independence Act, 1947 (10 und 11 Geo. 6, Ch. 30) Sect. 8 (1) und (2)
Proviso (e).
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rung M ein vernünftiger Kurs gesucht. Die Verfassunggebung war der

Sache nach Abänderung der IntenMSVerfassung. Gelang eine Totalrevision

nicht binnen Jahresfrist, so blieb es bei der Interimsverfassung mitder Mög-
lichkeit der Partialrevision.

Die Versammlung hat rechtzeitig eine neue Verfassung verabschiedet,
von ihrem Recht auf Einzetrevision der Interimsverfassung dagegen nur

einmal rein formellen Gebrauch gemacht, um eine konkurrierende Befugnis
des Präsidenten zur Verfassungsänderung durch Order zu verlängern, d. h.

praktisch ihre eigene Befugnis zu delegieren 134) Die unauffällig, im Zu-

sammenhang einer herkömmlichen Einführungs- und Anpassungsvollmacht
eingeräumte Kompetenz 13,5) des Präsidenten ist insgesamt 13mal zu klei-

neren nicht immer ganz bedeutungslosen Anderungen benutzt worden 136).
In der Verbindung mit dem Recht, über beliebige Fragen ein Referenium
abzuhalten 137), war dies eine Bestimmung von gefährlichem Potential, ganz
im ambivalenten Stil der Awami-Präsidentschaft.

Die weiteren Bestimmungen der inzwischen außer Kraft getretenen In-

terimsverfassung können an dieser Stelle unerörtert bleiben, zumal sie viel-
fach in die neue Verfassung übernommen sind; wichtige Bestimmungen,
etwa im Grundrechtsteil, erlangten wegen des fortwährend aufrechterhal-

tenen Notstandes keine Bedeutung.
Die Interimsverfassung konnte und sollte die zwei strukturellen Haupt-

probleme der künftigen Ordnung nicht lösen: Die Stellung der Provinzen

133) Sect. 24 LFO. Die Kürze der Frist verbunden mit dem Stimmenübergewicht der

ostpakistanischen Awami Liga hatte seinerzeit Bhutto zum Boykott der Nationalversamm-

lung in Dacca bewogen und damit die Krise des Frühjahrs 1971 ausgelöst.
134) Constitution (Amendment) Act, 1973, vom 1. April verlängert die ursprünglich

bis 31. März befristete Anderungsbefugnis nach Art. 279 bis zum Inkrafttreten einer neuen

Verfassung.
135) &quot;Power to remove difficulties&quot;, vgl. Government of India Act, 1935, Sect. 310;

Verfassung 1956 Art. 234; Verfassung 1962 Art. 224. Die Erweiterung der bisher erlaub-
ten modifications, additions and omissions um amendments war erkennbar gegen die Ent-

scheidung Fazlul Quader Chowdhury v. Mhd. Abdul Haque (PLD 1963 SC 486) gerichtet;
damals hatte der Supreme Court eine Removal of Difficulties Order des Präsidenten

Ayub Khan für nichtig erklärt, da es sich in Wahrheit um ein Amendment handle.
136) Z. B. Erweiterung der im 1. Schedule enthaltenen Liste von Gesetzen, die der

Grundrechtskontrolle entzogen waren, und Ausdehnung der Gesetzgebungsmacht des
Bundes in Constitution (3rd Amendment) Order 1972 vom 28. Dezember; ähnlich Immu-

nisierung eines Sondergerichts, Constitution (4th Amendment) Order 1973 vom 20. Fe-

bruar; Aufhebung der Höchstdauer von Präventivhaft für Personen, die schon vor Ver-

fassungsbeginn inhaftiert waren, Constitution (7th Amendment) Order 1973 vom

12. April; die letzteren beiden Anderungen stehen wahrscheinlich in direktem Zusammen-

hang mit weiteren Haft- und Strafverfolgungsmaßnahmen gegen Altaf Gauhar (oben
Anm. 5 8), vgl. Dawn vom 17. 2. 1973, S. 1.

In Art. 277.
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innerhalb des Bundes - hier hatte man wegen des FeMens einer zweiten

Kammer im zugrunde gelegten Gesetz von 1947 wichtige Fragen vprläufig
offenlassen können - und die Stellung der Exekutive-im Gewaltensystem;
auch hier legte das Verf.assungsgesetz,! das nach englischer Tradition die Re-

geln der Kabinet&apos;tsbildung und Regierungsverantwortfiehkeit der Konven-

tion überließ, wenig fest 1111). Um beide Kernfragen kristallisierten sich inder

Folge die verfassungspolitischen Fronten. Unübersehbar hatte sich dabei der
Präsid:,ent die wichtigen Trümpfe in der Ausgangskonstellation gesichert.
Wegen des Fehlens ein-er zweiten Kammer hatten ch-e Provinzen vorder-

hand kaum Einfluß auf die Bundesgesetzgebung; das Schweigen der Ver-

fassung über ein Kabinett erlaubte es, das Präsidialsystem fortzusetzen, in-
dem der Präsident von der Ernennung eines Premierministers absah und das

Council of Ministers als Präsidialkabinett selbst leitete. Herzu kamen noch

che exorbitanten Notstandsbefugnisse. Wenn sich also einerseits Präsident
Bhutto der Oppostirtionsforderung nach einem Verfassungs k o n s e n s u s

nach Vermeidung ein-es Mehrheitsoctroi durch die einwohnerstarken Pro-

vinzen, angesats seiner eigenen früheren Haltung gegenüber der numeri-

schen Mehrheit Bengalensschwerlich verschließen konnte, so hatte andrer-

seits bei derartigen Verhandlungen die OppoÜtion das ungleich dringendere
Interesse, binnen jahres-frist zum Kompronüß zu kommen, wollte sie nicht

ihre ungünstige Lage nach der Interimsverfassung als Dauerlösung hinneh-

Das Gewicht der Oppositionsstellung lag in der geographischen und in

ternationalen Situation der Randprovinzen, dein zwischen Afghanistan und

Pakistan schwelenden Pashtoonenstreit 139) und den Interessen verschiede-

ner Mittelostmächte an Baluchistan. Im internationalen Aspekt spiegelte sich

das zuvorderst gestellte Problem der Bedingungen staatlichen Zusammen-

halts und der Gewichtsverteilung zwischen dem übermächtigen Punjab und

den drei anderen Provinzen 140) - dies ließ grundsätzlich die Forderung

138) Sect. 9 Government of India Act, 1935, in der Fassung von 1947 Sect. 62

Interimsverfassung) lautete: &quot;There shall be a council of ministers, to aid and advise
the Governor-General President) in the exercise of his functions&quot;. DemgegenUber
hatte die Verfassung von 1956 in Art. 37 (1) präzisiert: There shall be a Cabinet of
Ministers with the Prime Minister at its head, to aid and advise the President in the
exercise of his fünctions-. Die Verfassung hatte weiter die beherrschende Stellung des
Prime Minister als Führer der Parlamentsmehrheit und die Kollektiv-Verantwortlichkeit
des Kabinetts festzulegen versucht.

139) Im März 1972 nannte beispielsweise bei einem Moskaubesuch der Ministerpräsi-
dent Afghanistans, Abdul Sahir, die Pashtoonistanfrage ein ungelöstes Problem zwischen

Afghanistan und Pakistan, das auf der Grundlage des Selbstbestimmungsrechts der Völker,

zu lösen sei. Süddeutsche Zeitung vom 15. 3. 1972, S. 6.

140) Auch im Sind kam es, trotz der starken Stellung der PPP im Sommer 1972 zu

einer starken autonomistischen Agitation, die sich der Forderung nach Erhebung des Sindhi
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einer Verfassungsvereinbarung berechtigt erscheinen. Die 1954/55 aus Grün-

den des Ausgleiches zwischen Punjab und Bengalen erzwungene Verschmel-

zung aller westpakistanischen Provinzen hatte sich nicht als stabile Lösung
erwiesen, eher die Spannungen verschärft - diese ZWangsvereinigung zu

Gunsten des Punjab war gemeint, wenn die Legitimität schon der Verfassung
von 1956 angezweifelt wurde 141) -, die Frage, wie weit die 1970 ange-
ordnete Wiederauflösung gehen sollte, hatte ihren Anteil am Ausbruch der

Krise von 1971 gehabt 142) andrerseits war mit dem Ausscheiden Bengalens
als Gegengewicht die Präponderanz des Punjab im Westen noch verstärkt.

Die Opposition, vor allem ihr profiliertester Politiker Wali Khan, Sohn

des alten Pashtoonistan-Protagonisten*Ghaffar Khan 143) und Führer der

National Awami Party (NAP) m, der Nord:westprovinz, vertrat im Aus-

gang einen entschiedenen Autonomismus, der in Annäherung an das benga-
lische 6-Punkte7Programm die Bundesgewalt auf defense, foreign affairs,
commu,nications und zusätzlich Währungsfragen, beschränken wollte144).
Wieweit hierbei in der ungeklärten internationalen Lage vor Anerkennung
Bangladeshs noch Hoffnung auf eine Erneuerung des Zusammenspiels mit

Ostbengalen im Rahmen einer losen Föderation mitsprach, ist schwer zu

sagen; jedenfalls versuchte die Regierungspropaganda der Opposition ein

solches Spiel unterzuschieben und benutzte ein allerdings schr auffälliges

zur Nationalsprache Pakistans oder doch zur Provinzsprache anstelle von Urdu be-
diente. Vgl. Munir D. Ah m ad, Der Sprachenstreit in Pakistan, Orient Bd. 13 (1972),
S. 156 ff. Beilegung des Streits auf Eingreifen Bhuttos durch Sind (Teaching, Promotion
and Use of Sindhi Language) Act (Application) Ordinance 11/1972 vom 22. Juli.

141) Vgl. oben zu Asma filani v. Paniab, S. 254. Der Staatsstreich von 1954 war we-

sentlich auf das One Unit-Gesetz abgestellt, und die schließlich mit dem Establishment
of West Pakistan Act,

*

1955, erreichte Zusammenlegung war Basis des Verfassungskompre-
misses von 1956. Nach S a y e e d (Anm. 5), S. 79, war gerade die gewaltsame Durch-

setzung dieses Verfassungskonzepts ein Hauptgrund für das Scheitern der Demokratie
1956-1958.

142) In der Sorge eines Zusammengehens Ostbengalens und der westlichen Grenz-

piovinzen in der Nationalversammlung, zur Durchsetzung der 6 Punkte auch im Ver-
hältnis der westlichen Provinzen zur Föderation. Die NAP Wali Khans hatte sich früh-

zeitig gegen die im Westen angestrebte zonal subfederation gestellt.
143) Khan Abdul Ghaffar Khan, früherer Mitarbeiter Gandhis und des Indian Na-

tional Congress, hatte als Alternative zum Abschluß der NWFP an Pakistan ein autono-

mes Pashtoonistan propagiert, war deshalb und wegen seiner Congress-Vergangenheit
innerhalb Pakistans suspekt und lange in Haft, 1964-1973 im Exil in Afghanistan. In

jüngerer Zeit vertritt er die Pashtoonistan-Idee in der innerhalb Pakistans möglichen
Form einer Umbenennung der NWFP in Pashtoonistan. Vgl. Interview mit Frontier
Guardian vom 11. 11. 1972, S. 13 und 16; S a y e e d (Anm. 5), S. 186; D i t t m e r

(Anm. 14), S. 204.
- 144) Vgl. z.*B. Times -vom 31.1.1972, S. 4. Im Programm der bengalischen Awami

Liga war auch die Währungshoheit der Föderation,eingeschränkt.
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Zusammentreffen dier wichtigsten Oppositionsführer in London, zur Zeit

eines gesundheitsbedingten Aufenthaltes auch von Mujib-ur-Rahman, um

einen angeblichen London-Plan der Zerstückelung Westpakistans, in seine

Vier Nationalitäten und einer anschließenden gesamtindischen Konfö-

deration unter indischer Hegemonie zuenthüllen und anzuprangem 145).
Der anwachsende oder hochgespielte Provinzautonomismus stand, wie

sich herausstellte, in unnüttelbarem Zusammenhang mit dem zweiten Ver-

fassungsthema, der Konstruktion der Exekutive. Die Opposition trat für

die Ersetzung des Präsidialsystems durch volle parlamentarische Regie-
rungsverantwortlichkeit ein; dieser - in der öffentlichen Meinung allge-
mein geteilte - Standpunkt hatte seinen regionalistischen Aspekt in der

Erfahrung, daß ein Präsidialregime besonders leicht zur Identifizierung mit
den realen Machtzentren bestimmter Regionen neigte 146) Demgegenüber
begann Präsident Bhutto im Sommer 1972, öffentlich über die Gefahren in-

stabiler Regierung, die Ungeeignetheit des luxuriösen Westminster-Mo-

dells und die Notwendigkeit der Beachtung anderer europäischer Verfas-

sungen sich auszulassen 147), und rief damit Zweifel- an seiner parlamen-
tarischen Rechtgläubigkeit und schließlich eine Vertrauenskrise hervor, die
in dem Rücktritt des für die Verfassungsarbeiten zuständigen Justiz-
ministers, M. A. Kasuri, demonstrativen Ausdruck fand 148).

In diesem Augenblick lenkte der Oppositi&apos;onsführer Wali Khan öffent-
lich auf die Position Kasuris, die ursprüngliche Position auch des Präsiden-

ten, nämlich ein federal parliamentary system ein und rückte für den Fall
einer voll parlamentarischen Regierungsweise von der zunächst geforderten
Beschränkung des Bundes auf defense, foreign affairs, currency, communi-

cations ab 149) Der Präsident kam der Oppositionsforderung nach außer-

145) Vgl. Times vom 18. 8.1972, S. 6, vom 11. 9.1972, S. 1; NZZ vom 14.9.1972,
S. 5; Dawn vom 11. 9.1972, S. 1 und 8, vom 15. 9.1972, S. 3 und 14. Ob dieser London-
Plan existiert hat, ist äußerst fraglich. Präsident Bhutto selbst distanzierte sich kurz dar-
auf von der Kampagne, Dawn vom 16.9.1972, S. 1; vgl. noch Times vom 18.9.1972,
S. 5; NZZ vom 4.10.1972, S. 5.

1411) Vgl. hierzu u. a. die in der vorigen Anmerkung genannten Korrespondenten-
berichte.

147) Nachdem Ayub Khan, dessen Minister Bhutto gewesen war, sich am gaullistischen
System orientiert hatte, war man bei derartigen Vergleichen hellhörig.

148) Rücktritt Kasuris 4.10.1972, Dawn vom 5.10.1972, S. 1, motiviert durch den

Verdacht, Bhutto rücke vom parlamentarischen System ab, ibid. vom 8..10.1972, S. 1

(Aufgabe des Vorsitzes im Constitution Committee der Nationalversammlung). Für

Bhuttos überlegungen vgl. vor allem Rede vor der Industrie- und Handelskammer Kara-

chi am 15. 8. 1972, Dawn vom 8. 10. 1972, S. 1.

149) Erklärung in London, vgl. Dawn vom 6.10.1972, S.&apos;1, vgl. auch Leitartikel in
Dawn vom 8.10.1972, S. 7.

http://www.zaoerv.de
© 1974, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


Die Neubegründung der Verfassung Pakistans 279

parlamentarischer Herstellung eines KonsensUS über die Verfassung entge-

gen und hielt vom 17. bis 20. Oktober eine Konferenz mit Führern aller

Parteien ab (ohne Teilnahme des Hauptgegenspielers Wali Khan) 15&apos;0), in der

eine Vereinbarung über die Grundzüge der künftigen Verfassung (constitu-
tional accord) erreicht wurde 111). Auf dieser Basis arbeitete der Verfassungs-
ausschuß der Nationalversammlung einen Entwurf aus und legte ihn zu

Beginn des Jahres 1973 dem Plenum zur Beratung vor 15-2).
Indessen war die anfängliche Erleichterung über die Einigu:ng schon bald

einem ausgesprochenen Unbehagen über deren Inhalt, bei der Opposition
wie in der Öffentlichkeit, gewichen. Im Consti-tutional Accord war zwar

klar das &quot;federal parliamentary system of Government, answ.--erable to the

National A&amp;wmbly&quot; 153) festgelegt und erstmals die Stellung des Premier-

ministers gegenüber dem Präsidenten rechtlich abgesichert: Er sollte vom

Parlament durch Wahl bestimmt werden und ein Recht jederzeitiger
PaAamentsauflösung besitzen 154) ; die prinzipielle Abkehr vom Präsidial-

systein war von der Opposition mit dem Zugeständnis einer weitgehend
dem Government of India Act und der Verfassung 1956 entsprechenden,
ausgedehnten Gesetzgebungskompetenz des Bundes honoriert worden. Doch

war im Interesse der von Bhutto gewünschten democratic -stability die Stel-

lung des Prerni-ers so überbefestigt, daß man nicht ganz mit Unrecht von

einer Diktatur des Preiniers anstelle echter Regierungsverantwortlichkeit

1-10) Wali Khan, der sich seit August zur Behandlung eines Augenleidens in London
befand, erhielt dort nach eigener Darstellung die Einladung zum Treffen erst am 14. 10.
1972 abends und blieb deshalb fern (Interview Frontier Guardian&quot; vom 6.1.1973,
S. 4 f.).

1-51) Text in Dawn vom 21.10.1972, abgedruckt in Orient, Bd. 13 (1972), S. 201.
152 A Bill to provide for the Constitution for the Islamic Republic of Pakistan, ver-

6ffentlicht zusammen mit Report of the Constitution Committee and Notes of Dissent
verschiedener Mitglieder in Gazette of Pakistan Extraordinary vom 31. 12.1972, S. 953 ff.
Der in der National Assembly (Short Session) Order 1972 Sect. 8 (1) d bestimmte Vor-

lagetermin 1. 8.1972 war angesichts der politischen Schwierigkeiten durch die Removal of
Difficulties (Enactment of Constitution for Pakistan) Order, Post-Constitution Presi-
dent&apos;s Order 4/1972 vom 11. 8. aufgehoben und durch Beschluß der Nationalversamm-
lung auf das Jahresende 1972 verlegt worden, vgl. Dawn vom 17.8.1972, S. 1.

153) Nr. 1, loc. cit. (Anm. 151).
l&quot;) Nr. 3 und 4. Nach den Verfassungsgesetzen englischer Prägung wählte der Prä-

sident nach Ermessen einen Premier aus, der ihm die Mehrheit zu repräsentieren schien,
und setzte ihn nach Gutdünken (d.h. beschränkt nur durch Verfassungskonvention) wie-
der ab, konnte ihm auch die Parlarnentsauflösung nach einer Abstimmungsniederlage
verweigern. Mißachtung der hier vorausgesetzten Konventionen und die Schwäche des

Parteiensystems hatten in der Vergangenheit die beherrschende Stellung des Staatsober-
hauptes aus diesen Rechtsregeln entstehen lassen.
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spreche konnte 155). Der&apos;Pren war nur durch,konstruktives Mißtrauens-

votum und während der nächsten drei Tahlperioden, mindestens auf 15

Jahre, nur mit einer Zweidrittelniehrheit aller Abgeordneten absetzbar.

,Während der Haushaltsberatungen war ein Mißtrauensvotum ausgeschlos-
sen, umgekehrt aber die Paelamentsauflösung jederzeit, auch nach Einbrin-

gung eines Mißtrauensvotums, möglich 156).
Derart unmäßige Sicherungen hatten sich die Oppositionsführer durch

entsprechende Sicherungen für die Ministerpräsidenten in den Provinzen

schmackhaft machen lassen; verbunden mit dem vorläufigen Verzicht auf

Neuwahlen157) war dies eine großzügige, allseitige Selbsteinsetzung der. ge-
genwärtig regierenden Gruppen. Doch war die Symmetrie nur sd
und in Wahrheit die Festigung der zentralen Exekutivi die allein entsdiei-

dende, da der Bunddie Notstandsvollmachten, vor allem aber in der soge-
nannten &apos;Tresident&apos;s Rule&quot; die Möglichkeit hatte, eine Provinz unter direk-

te Bundesverwaltung zu stellen 158) - eine Illustration sollte schon in Kürze

folgen.
Bei Einschätzung der Vorkehrungen für Regierungsstabilität wird man

ein berechtigtes Bedürfnis nicht übersehen dürfen, der extremen, oft erfah-

renen Unbeständigkeit politischer Koalitionen und unstetem Opportunismus
entgegenzusteuern, wie sie nur zu leicht aus dem oligarchischen persönli-
chen Stil der Parteiverbindungen in Pakistan sich ergaben 159). In den sel-

ben Zusammenhang gehörte auch der heftig bekämpfte Pohtical Parties

Act, 1962, der Parteiwechsel mit Mandatsverlust bedrohte und den der

Entwurf wie schon die Interimsverfassung den1110) Grundrechtswirkungen
155) M. A. K a s u r i Note of Dissent zum Bericht des Verfassungsausschusses, Ga-

zette of Pakistan Extraordinary 1972, S. 978.

156) Nr. 4 und 5. Das konstrukti Mißtrauensvotum ist eine bewußte übernahme

aus dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland. Die guten hiermit gemachten
Erfahrungen rühmt der ehemalige Justizminister M. A. Kasuri in Frontier Guardian
vom 18. 11. 1972.

157 Einzelne Oppositionsführer hatten möglicherweise in der Festlegung einer von der

gegenwärtigen abweichenden Abgeordnetenzahl eine implizite Vereinbarung über sofortige
Neuwahlen gesehen, vgl. Notes of Dissent zum Verfassungsentwurf, loc.&apos; cit. (Anm. 152),
S. 973. (Ghafoor Ahmad und Shab Ahmad Noorani Siddiqi).

158) Art. 234 des Entwurfs nach alter Verfassungstradition. Vgl. zu dem Institut in-
nerhalb Pakistans D. C o n r a d, IAF Bd. 4 (1973), S. 177 f.

15&apos;) Zu dieser Art Parteipolitik in Westpakistan S 4 y e e d (Anm. 5), S. 87 f.; D i t t -

m e r (Anm. &apos;14), S. 206 f.
160) Act. 3/1962 vom 15. Juli, Sect. 8 (2). Von den Beschränkungen des Grundrechts-

abschnitts ausgenommen: Art. 7 (3) b und 1. Schedule InterimsVerfassung, dasselbe im
Entwurf. Die Bedenken der Parlamentarier richteten sich, wie man ohne überraschung
erfährt, gegen Beschränkung ihrer Gewissensfreiheit (Note of Dissent zum Ausschuß-
bericht, loc. cit. [Anm. 152], S. 963). Das Bedürfnis nach Erschwerung des Abgeordneten-
kaufs hat auch in Bangladesh zur Beibehaltung der Regelung, allerdings unter Ver-

schleierung der Kontinuität, als Art. 70 der Verfassung geführt.
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entziehen wollte. Berechtigte und wachsende Ksitik mußte sich aber ah der

exzessiven, langfristigen Erschwerungdes Mißtrauensvotums durch erhöhte

Mehrheitsanforderungen und an der Kumulierung so vieler Sicherungen ent-

zünden: Der Entwurf verriet das deutliche Bestreben, die Autokratie nicht

aufzulösen, sondern auf den Premierminister umzustilisieren; es war sym-

ptomatisch, daß diesem nunmehr der Oberbefehl über die Streitkräfte zu-

gedacht war 161).
Bei Beginn der Beratungen in der Versammlung wurde klar, daß die

Opposition inzwischen vom Constitutional Accord weitgehend abgerückt
war 1-62) Nach heftigen Szenen 1113) boykottierte die Opposition die Sitzun-

gen; es gelang ihr, einen allgemeinen Zusammenschluß - United Demo-

cratic Front (UDF) -, mit einem gemeinsatn Forderungskatalog von elf

Punkten zustande zu bringen, die &apos;auf einer Kundgebung am 23. März (dem
alten Pakistan-Tag) in Rawalpindi proklamiert werden sollten; die Kund-

gebung ging in einer Straßenschlacht und Sdüeßerei. zwischen Anhängern
des Präsidenten und der Opposition sowie cLer Polizei unter 161). Schon vor-

her aber hatte der Präsiclent bewaffnete Stammesfehden in Baluchistan und

die mysteriösen Waffenfunde in der irakischen Botschaft zum Anlaß genorn-

men, die Herrschaft der Opposition in den beiden Randprovinzen zu sus-

pendieren &quot;65).

161) Art. 243.

102) Wali Khan, der aus seiner Ablehnung nie ein Hehl gemacht hatte, sagte sich
formell in der Versammlung los, NZZ vom 5.1.1973, S. 2; der General Council der
NAP hatte schon vorher die Ratifizierung in der vorsichtigen Form abgelehnt, daß er

den Parlamentariern die Entscheidung ausdrücklich freistellte, Frontier Guardian vom 25.

11. 1973, S. 3; vgl. noch M. H o r n s b y, Times vom 22.1. 1973, Beilage II.

&quot;13) NZZ vom 5. 1. 1973, S. 2; Times vom 3. 1. 1973, S. 4, und 4. 1. 1973, S. 7; Dawn

vom 28. 3. 1973, S. 1. Die Auseinandersetzungen beschränkten sich nicht auf das -rituelle
P sondern arteten in Handgreiflichkeiten, gegenseitiges Unterstellen von

Mordabsichten, Prahlereien mit den eigenen Schießkünsten und dergleichen aus.

164) Dawn vom 25.3.1973, S. 1, mit 11-Punkteprogramm im Wortlaut; NZZ vom

28.3.1973, S. 3; gegen die berüchtigten Banden der PPP-Anhänger hatte Wali Khan

aus dem. Pathanen-Land Hunderte von &quot;Red Caps&quot; anreisen lassen - eine den Red

Shirts&quot; Ghaffar Khans nachgebildete paramilitärische Organisation, aber weniger als

jene dem Gewaltlosigkeitsideal Gandhis, sondern eher dem Ur-Vorbild Garibaldi und

dem traditionellen Waffenstolz der Pathanen verpflichtet.
16-5) In der irakischen Botschaft wurden u. a. 300 MGs sichergestellt, angeblich für

Baluchistan, möglicherweise auch Persisch-Baltichistan bestimmt. In Baluchistan waren

seit Januar 1973 pakistanische Truppen gegen Aufständische eingesetzt. Präsident Bhutto

setzte am 15. 2.1973 die Gouverneure von Baluthistan und NWFP, beide Angehörige
der NAP, und das Kabinett Mengal in Baluchistan ab und verhängte President&apos;s Rale
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Der 11 -Punkte-Katalog der United Demecratic Front enthielt als Sam-

melprogramm aller Oppositionsgruppen auch Forderungen der orthodox-
islamischen Parteien wie die Popularklage vor dem Supreme Court auf

überprüfung der Vereinbarkeit einer Norm mit dem Shariat oder Verbot

entschädigungsloser Enteignung als un-islarm,*&quot;schl&quot;I&apos;). Im ganzen aber war

es gelungen, die vom Entwurf herausgeforderten demokratischen Grund-

anliegen zusammenzufassen und sich von der kompromittierenden Kum-

panei des Constitutional Accord zu lösen. Vor allern. wurden Neuwahlen
unter einem neutralen caretaker government 167 binnen sechs Monaten nach

Verabschiedung der Verfassung, der Verzicht auf Einschränkungen der Re-

gierungsverantwortlichkeit, Aufhebung der Notstandsproklamation von

1971 bei Verfassungsbeginn und Abschaffung der. Präventivhaft für eigene
Staatsangehörige gefordert. In Zukunft sollten Grundrechte nur bei äuße-
rem Notstand durch das Parlament suspendiert, die President&apos;s Rule über
eine Provinz nur auf Aufforderung des Senats (der Länderkammer) ver-

*hängt werden. Schließlich war gleichberechtigte Mitwirkung des Senats bei
der Gesetzgebung und eine Aufteilung der Exekutivfunktionen zwischen
Premier und Präsident gewünscht&quot;&quot;&apos;).

Der Präsident war nur in wenigen Punkten geneigt, sich auf Anderungen
des Constitutional Accord einzulassen&quot;&apos;), und lehnte vor allem Festlegun-
gen über die Aufhebung des Notstands und den Zeitpunkt von Neuwahlen
ab., Der fortgesetzte Boykott, dem sich auch sechs PPP-Abgeordnete ange-
schlossen hatten 170), führte dann im letzen Augenblick nochmals zu cüier

Verhandlung, in der eine weitgehende Einigung einerseits durch Konzes-

über Baluchistan (Proklamation nach Art. 136 Interim Constitution). In NWFP trat das
aus NAP und JUI gebildete Koalitionskabinett aus Protest zurück. Times vom 25. 1.

1973, S. 5, und 31. 1. 1973, S. 6; &apos;NZZ vom 17. 2. 1973, S. 5 und 3. 1973; Dawn vom

16. 2. 1973, S. 1.

166) Zur Begründung z. B. ausführlich der frühere, Richter am Supreme Court, B. Z.
K a i k a u s in Frontier Guardian vom 3. 2. 1973, S. 13.

167) Eine sehr wichtige Forderung angesichts der Erfahrung, daß faire Wahlen bisher
in Pakistan nur vom Militär unter Yahya Khan durchgeführt worden waren; vgl. Notes
of Dissent zum Verfassungsentwurf, loc. cit. (Anm. 152), S. 968 (Shaukat Hayat Khan),
(Ghafoor Ahmad und Shah Ahmad Noorani Siddiqi), S. 981 (A. M. Kasuri).

1118) Der Präsident sollte politisch unabhängig bei Beamten-, Richter- und Offiziers-
ernennung und allgemein vom Erfordernis ministerieller Gegenzeichnung befreit&apos;sein.

169) Versuch einer Einigung lediglich mit den Oppositionsführern, die den Constitu-
tional Accord unterzeichnet hatten, Dawn vom 3. 4.1973, S. 1; Veröffentlichung eines
aide-mgmoire Bhuttos mit Zurückweisung der meisten UDF-Forderungen, Dawn vom

5. 4. 1973, S. 4 und 8. Angeboten war lediglich die Herabsetzung der Frist für das er-

schwerte Mißtrauensvotum auf 10 Jahre und Fortfall der Auflösungsmöglichkeit während
eines Mißtrauensvotums.

170) Dawn vom 28.3.1973, S. 1.
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sionen W den Islam-Bestimmungen und in der Frage desl

votulw, andrerseits durch die Drohung des Präsidenten erreicht &apos;wurde, not-

falls eine Volksabstimmung abzuhalten. Den verabschiedeten Text unter-

schrieben schließlich 137 Abgeordnete, acht enthielten sich der Unter-

schrift171).
Die bis zuletzt erneuerten Anstrengungen für einen breiten Konsensus

beieiner stets verfügbaren reichlichen Mehrheit für den Regierungsent-
wurf -, ja auch der Einfall eines Plebiszits lassen klares Bewuß&quot;.tsein der

Legitimierungsaufgabe einer Vergassunggebung in diesem Augenblick er-

kennen, vor, dem Hintergrund einer Loyalitätskrise in den westlichen Lan-

des-teilen, aber auch einer allgemeinen Resignation über die Gesdüchte Paki-

stans, die nicht zuletzt als Kette gescheiterter Konstituierungsbemühungen
erschien. Die glückliche Verabschiedung einer neuen Verfassung ließ Präsi-

dent Bhutto eine Woche lang öffentlich feiern.

3. Die Verfassung von 1973

Die im April beschlossene und ausgefertigte Verfassung trat - das ge-
hörte zur guten Inszenierung - erst am 14. August, dem Unabhängiigkeits-
tag und zugleich dem Tag, an dem das der Nationalversammlung gegebene
Verfassungsmandat ablief, in Kraft; lediglich einige Vorbereitungshandlun-
gen, die Wahl des Senats, des Präsidenten und des neuen Premierministers

Bhutto (wie man angesichts der direkt auf seine Person zugeschnittenen
Amtsstellung sagen möchte) konnten schon vorher stattfinden 172). Der Ver-

fassungstext, bestehend aus Präambel, 280 Artikeln und fünf Anlagen
(Schedules), verleugnet in Aufbau und Fürmulierungen nicht die Herkunft

aus der - auf den Govermnent of India Act, 1935 zurückgehenden - Ver-

fassungsreihe, reflektiert aber im Unterschied zur Interimsverfassung aus-

drücklich die gewandelte Lage. In der Präambel ist der Objectives Resolu-
tion eine Bezugnahme auf den Kampf des Volkes gegen Unterdrückung und
Tyra.nnei, und auf die Entschlossenheit der Bewahrung nationaler Einheit
durch eine neue, egalitäre Gesellschaftsordnung angefügt. Für den räumli-

chen Geltungsbereich konnte man diesmal schon im Hinblick auf die Reprä-
sentationsverhältnisse der Provinzen in den Kammern nicht alles in der

171) Die Unterschriften wurden bei Ausfertigung am 12. 4. geleistet, Dawn vom 13. 4.

1972, S. 1; das Stimmverhältnis bei der Verabschiedung war 125:3, Dawn vom 11. 4.

1973, S. 1. Vgl. außerdem Dawn vom 16.4.1973, S. 3, &quot;Inside Story&quot; der letzten Ver-

handlungen; NZZ vom 25.4.1973, S. 3.

172) Art. 265. Die Wahlen zum Senat fanden Anfang Juli (Dawn vom 14.6.1973,
S. 1), die Wahl des Präsidenten, Premierministers und speakers der National Assembly
zwischen dem 6. und 12.-8.1973 statt (Dawn vom 15. 7.1973, S. 1).
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Schwebe lassen; Festlegungen, die über eine faktische Berücksichtigung der

Teilung hinausgehen, sind gleichwohl vermieden. So bezieht sich die Verfas-

sung auf Pakistan insgesamt (mit dem herkömmlichen, vollen Titel: Islami7
sche Republik Pakistan) als den durch Jinnah gegründeten Staat 173) Ihre

Anwendbarkeit ist ausdrücklich klargestellt für die Territorien der westlichen

Hälfte 174); eine hypothetisch formulierte Generalklausel bezieht andere

jetzt oder künftig Pakistan zugehörige Gebiete ein 175) Diese Bestimmung
scheint in erst-er Linie auf die östliche Landeshälfte gernünzt, zu-mal für das

nachwie vor nicht zum Staatsgebiet gerechnete Kashmir auch im Falle spä-
teren Beitritts die automatische Erstreckung der Verfassung ausgeschlo&amp;-,m
ist 176). jedoch soll eine Repräsentation der Bevölkerung der Provinz Ost-

pakistan erst durch Verfassungs ä n d e r u n g hergestellt werden, sobald
die ausländische Aggression in jener Provinz und ihre Auswirkungen W
seitigt sind,177). Die folgende Bestimmung über Inkorporierung neuer Ge-

biete durch Pax-lamentsgesetz bestätigt e contrario, daß es einer derartigen
Inkorporierung im Falle Ostpakistans nicht bedürfte. Als Nationalsprache
ist allein Urdu vorgesehen178) Die schwierigen Staatsangehörigkeitsfragen
bleiben der Gesetzgebung überlassen. Nach gegenwärtig geltendem Gesetz

verliert der gebürtige Pakistaner, der eine zweite Staatsangehörigkeit nicht

bei Erreichen der Volljährigkeit aufgibt, die pakistanische 179). Doch hat sich

die Regierung durch eine Gesetzesnovelle ermächtigen lassen, Ausnahmen

für Staat-sangeörige des United Kingdom, seiner Kolonien oder anderer zu

spezifizierender Länder anzuordnen; hiervon könnte im Falle einer Aner-

kennung von Banglad-esh Gebrauch gemacht werden 181. Zur Anerkennung

173) Art. 1 (1) in Verbindung nüt der Präambel, vgl. oben Anm. 3; &quot;Islamic Republic
of Pakistan seit der Verfassung.von 1956 (Art. 1), wieder seit dem 1. Amendment zur

Verfassung von 1962 (Act 1/1964). Zum folgenden vgl. oben Anm. 4.

174) Art. 1 (2), nämlich die Provinzen Baluchistan, North West Frontier, Punjab und

Sind, das Hauptstadtgebiet von Islamabad, und die in Art. 24 b spezifizierten Tribal

Areas unter Bundesverwaltung einschließlich der Fürstentümer Amb, Chitral, Dir und

Swat.

175) Art. 1 (2) d.

176) Art. 257, vgl. Art. 221 Verfassung von 1962, Art. 203 Verfassung von 1956. Mit

der Nichtzugehörigkeit (Azad) Kashmirs begründete beispielsweise der speaker der Na-

tional Assembly den Ausschluß parlamentarischer Anfragen über innere Angelegenheiten
jenes Gebiets, Dawn vom 31. 5.1973, S. 1. Neuerdings hat in Abkehr von der,bisherigen
Politik Premierminister Bhutto die Einrichtung zusätzlicher Sitze in der Nationalver-

sammlung für Jammu und Kashmir vorgeschlagen, Times vom 6.11.1973, S. 10.

177) Art. 1 (3).
178) Art. 251 mit dem, üblichen Vorbehalt einstweiliger Weiterverwendung des Eng-

lischen.

179), Pakistan Citizenship Act 2/1951 vom 13. April, Sect. 14 (1).
180) Sect. 14 (3) ibid, in der Fassung des Amendment Act 17/1972 vom 25. September.

Die Staatsangehörigkeit von Bangladesh wird nach Art. 6 j

von dessen Verfassung durch

http://www.zaoerv.de
© 1974, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


Die Neubegründung der Verfassung Pakistans 285

Bangladeshs ließ sich der Präsident eigens durch eineRe der Natio

nalversammlung ermächtigen, nicht ohne diesen Schritt mit einem Gutachten
des Sup.rerne Court abgesichert zu haben&quot;&quot;).

Das eigentliche politische Novum der Verfassung ist, wie aus der Vor-

geschichte deutlich, die Verlagerung der Exekutivmacht vom Präsidenten
auf den Premierminister, über das 1947 bis 1958 praktizierte geteilte Sy-
stem, ja über die britischen Konventionen, wie sie etwa der indischen Ver-

fassung und der Verfassung von Bangladesh zugrundeliegen, hinaus. Der

Prernier wird nicht mehr vom Präsidenten nach seiner Einschätzung der
Mehrheitsverhältnisse ernannt und entlassen 112), sondern vom Parlament

gewählt; er ernennt und entläßt selbst die Minister 1111). Gegen seinen Willen
kann er nur durch konstruktives Mißtrauensvotum entfernt werden, jedoch
nicht während der Budget-Sitzung. Er hat ein R e c h t, jederzeit die Auf-

lösung des Parlaments zu verlangen, ausgew&gt;minen nach Einbringungeines
Mißtrauensantrages 184) Der Präsident ist an den advice des Prime Mini-

ster äusdrücklich gebunden, wenn dies auch nach wie vor gerichtlich un-

überprüfbar bleibt. Zusätzlich ist nunmehr Gegenzeichnung durch den Pre-

miier vorgeschrieben 185).

Gesetz geregelt; eine vorläufige Regelung ist in Bangladesh CitizenshiP (Temporary Pro-

visions) Order vom 15. 12. 1972 getroffen worden.

181) Dawn vom 10. 7.1973, S. 1, mit Text der Resolution. Gutachten des Supreme
Court (nach Art. 187 Interimsverfassung) PLD 1973 SC 563 vom 6. Juli. Dies Gutachten
äußert sich nur zur Zulässigkeit einer Stellungnahme des Parlaments angesichts der Prä-

rogativbefugnisse des Staatsoberhauptes in auswärtigen Angelegenheiten, nicht zur Ver-

fassungsmäßigkeit der Anerkennung selbst. Das Gericht wich damit der mit Befristung
von 4 Tagen gestellten Anfrage im Hauptpunkt aus.

182) Die Bestimmungen der post-kolonialen Verfassungen englischer Tradition, die eine

derartige, rechtlich unbeschränkte Befugnis unter stillschweigender Verweisung auf die
Konventionen parlamentarischer Verantwortlichkeit statuierten, sind weithin zur Ent-

lassung von Regierungen ohne formelle Abstimmungsniederlage mißbraucht worden; vgl.
u. a. Adegbenro v. Akintola, 1963, A. C. 614. Ein krasser Fall in Pakistan war die Ent-
lassung des Premierministers H. S. Suhrawardy durch Präsident Mirza 1957, weil dieser
durch Einholung eines parlamentarischen Vertrauensvotums seine Position stärken wollte,
vgl. S a y e e d (Anm. 5), S. 90.

183) Art. 91, 92.

184) Art. 96, 58 explanation.
1115) Art. 48 in Verbindung mit Art. 90 (1). Neu ist die Beschränkung des advice auf

den Prime Minister (vgl. dagegen Art. 37 der Verfassung von 1956), die ausdrückliche

Bindung ohne irgendwelche diskretiönären Restbefugnisse und die Kopplung mit der

Gegenzeichnungspflicht nach kontinental-euroPäischem Muster (vgl. aide-mimoire Bhuttos,
oben Anm. 169). Allenfalls ist dem Präsidenten von der ursprünglichen legalen Macht-
reserve gegenüber der Konvention die Möglichkeit geblieben, eine vorgeschlagene Maß-
nahme nicht zu vollziehen; Sanktion hiergegen wäre ein impeachment (Art. 47). Daß trotz

allem die Injustitiabilität der Frage des advice beibehalten würde, zeigt die Stärke dieser

englischen, aus der Cabinet-Secrecy stammenden Tradition.
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In der umkämpften Frage der democratic stability ist das Erfordernis

qualifizierter Mehrheit beim Mißtrauensvotum ganz weggefallen und durch

eine Regelung ersetzt worden, die das Problem des floor crossing direkt an-

greift: auf zehn Jahre sollen Stimmen von Abgeordneten, die als Kandidat

einer politikhen Partei* gewählt worden sind, f ü r, ein Mißtrauensvotum

nicht gezählt werden, wenn die Mehrheit j e n c r P a r t e i gegen das

Mißtrauensvotum stimmt 186). Bei dieser Lösung konnte der zunächst vor-

gesehene besondere Schutz des Political Parties Act, 1962, entfallen&quot;&apos;).
Möglicherweise geht dieser Kompromiß, der den Premier deutlicher als

die ursprünglidien Vorschläge an dieeigene Parteimehrheit bindet, auch auf

Druck aus den Reihen der PPP zurück. Die PPP setzte auch in der Frage
des Armeeoberbefehls eine Trennung der Kom-mandogewalt vom Brnen-

nungsrecht durch, das beim Präsidenten verblieben ist188). In die Verfas-

sung aufgenommen ist die im März 1972 eingeführte Gleichordnung der

drei Stabschefs ohne einen Commander-in-Chief aller Streitkräfte 11111).
Die Stellung des öffentlichen Dienstes ist der Verfassungssicherungen

beraubt und gänzlich der Gesetzgebung überantwortet worden. Dies gehört
zu dem verfassungspolitischen Programm, das übermächtige Kombinat von

Präsident, Armee und Civil Service aufzulösen, das bislang, und zwar

schon vor der offenen Einführung des Präsidialregimes, den Staat be-

herrschte und das auch parasitäre Züge entwickelt hatte. Eine umfassende

Reorganisation ist angekündigt worden, deren Ziele teilweise in der Rich-

tung bisher unterdrückter Reformvorschläge zu liegen scheinen 190). Doch

186) Art. 96 (5) Proviso. Das Abstellen auf die Parteiverhältnisse bei der Wahl schützt

auch vor einer Parteispaltung nach dem Muster des indischen Nationalkongresses. Im

übrigen wird die Stellung der als Unabhängige gewählten Abgeordneten (in Westpakistan
1970:14) gestärkt.

1111) Vgl. First Schedule, IV mit dem Entwurf.

188) Art. 243. Noch während des Boykotts der Opposition setzte die PPP-Fraktion

die übertragung des Ernennungsrechts vom Prime Minister (vgl. Art. 243 (2) im Ent.7

wurf) auf den Präsidenten durch. Dawn vom 28.3.1972, S. 1. Weitergehende Forderun-

gen der Opposition auf ein unabhängiges Ernennungsrecht (vgl. oben Anm. 168) waren

von Bhutto unter Hinweis auf die, aus tragischen Erfahrungen erwachsene, Regelung
des Grundgesetzes abgelehnt worden, aide-memoire vom 4.4.1973 (Anm. 169).

189) Art. 243 (2) c.

1&apos;11) In der Programmrede des Präsidenten vom 20. 8. 1973 (Dawn vom 21. 8. 1973,
S. 1) sind als Ziele genannt Beseitigung des elitären Charakters, Vereinheitlichung der

verschiedenen Services und vertikale Durchlässigkeit, größere Berücksichtigung fachlichen

Spezialistentums anstelle des traditionellen Ideals des Generalist. Vorschläge dieser Art

waren schon im Bericht einer Reformkommission unter dem früheren Ch. J. Cornelius

gemacht worden, der 1962 erstattet wurde, aber erst 1969 nach dem Sturz Ayub Khans

veröffentlicht werden konnte; vgl. Report of the Pay and Services Commission 1959-

1962 (Karachi 1969)-.
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fragt sich, ob gerade mit der Beseitigung der praktisch wichtigen Garantien

.gegen Willkür-Entlassungen und für die Unabhängigkeit der Public Service

Commissions, verbunden mit der neu geschaffenen,Möglichkeit, Beamten-

rechtsstreitigkeiten unter Ausschluß der ordentlichen Gerichtsbarkeit Admi-
nistrative Tribunals zuzuweisen&quot;&apos;), nur legitime Ziele der Strukturreform

verfolgt werden. Nach den Säuberungsverordnungen vom Frühjahr 1972,
die in die Kataloge verfassungsprivilegierter Gesetze aufgenommen
.sind 192), muß der Abbau von Unabhängigkeitsgarantien eine Dauerverun-

sicherung der Staatsdiener hervorrufen, in der Richtung politischer Beein-

flußbarkeit, gewiß nicht größerer Integrität. Solches Antasten der Disziplin
einer lang aufgebauten Grund-Institution des Staates kann sich durchaus als
die in Wirklichkeit einschneidenste Verfassungsänderung, von destabilisie-
render Wirkung und schwer zu übersehenden sozialen Konsequenzen, her-
ausstellen 193).

Für die Provinzen, deren Verfassung -nach gemeinindischer Tradition in

der Bundesverfassung einheitlich geregelt ist, ist die Exekutive mit Gover-

nor und Chief Minister völlig parallel aufgebaut, unter einer wichtigen
Modifikation: Der Governor, der vom Präsidenten ernannt und entlass-en
wird - die von der Opposition verfochtene und im Frühjahr 1972 durch-

gesetzte Abstimmung mit der parlamentarisch-en Mehrheit ist nicht vorge-
schrieben -, handelt ohne ministerielle Gegenzeichnung. Seine Eigenstän-
digkeit als unitarisches Instrument gegenüber der Provinzialpolitik ist da-
mit gesichert 194).

Andrerseits ist die herkönunlidie, direkte Beeinflussungsmeidikeit der

Provinzgesetzgebung durch den Gouverneur entfallen. Gouverneur wie
auch Präsident sind formell nicht mehr Teil der Legislatur. Ihre noch immer
vorgeschriebene Zustimmung zu Gesetzesbeschlüssen ist der Sache nach reine

Ausfertigung, die binnen&apos;sieben Tagen zu erteilen ist und andernfalls fin-

giert wird 19-1).

191) Art. 240-242, 212. Vgl. Federal Public Service Commission Act 66/1973 vom

19. September; Service Tribunals Act 70/1973 und Civil Servants Act 7111973 vom

29. September.
192) 1. Schedule II Nr. 16 und 18; 6. Schedule Nr. 12 und 14.

193) Eine entsprechende Entwicklung in Sri Lanka (Ceylon), vgl. Art. 105 ff. der Ver-

fassung vom 22. 5.1972. Dagegen hat Bangladesh, für dessen Existenz und Probleme
das bengalische Defizit im Civil Service Pakistans eine so bedeutsame Rolle spielt, die
herkömmlichen Sicherungen beibehalten, vgl. Art. 133 ff. der Verfassung.

194) Art. 101, 105. Der Governor kann auch nicht vom Provinzparlament mittels
impeachment für Mißachtung eines ministeriellen advice zur Rechenschaft gezogen werden.

195) Art. 75, 116. Nach dem kolonialstaatlich tradierten Muster konnte der Governor
nicht nur wie der Präsident seine Zustimmung verweigern, sondern das Gesetz dem Prä-
sidenten vorlegen, an den damit das Zustimmungsrecht überging (vgl. etwa Art. 90 der
Verfassung von 1956; Art. 200 f. der indischen Verfassung).
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Das Parlaxnent Pakistans besteht aus zwei Kammern

a) der National Assem-bly nÜt 200 direkt und proportional zur Bevölke-

rungsverteilung gewählten Abgeordneten, dazu auf zehn Jahre zehn weib-

liche Abgeordnete, von den direkt gewählten in Provinzkurien nachzuwäh-

len 196),
b) dem Senat mi-t 63 Mitgliedern, von denen je 14 von den vier Provinz-

parlarnenten, die übrigen von den provinzexternen Gebieten der Haupt-
sta,dt und der S-tammesbevölkerung nach versdüedenen Verfahren gewählt
werden 197).

Die Provinzen haben Einkammerparlamente von verschieden fixierter

Größe mit zusätzlichen Vorbehaltsmandaten für Frauen und verschiedene

Minderheiten 198).
Der Senat ist unauflösbar; seine Mitglieder werden auf vier Jahre, aber

in zwei Jahre gegeneinander verschobenen Hälften, gewählt. Für alle übri-

gen Parlamente beträgt die reguläre Wahlperiode fünf Jahre 199). Ebenso
auf fünf Jahre werden Prime und Chief Minister sowie, von Nationalver-

sammlung und Senat gemeinsam, der President gewählt 2,00). Die Parla-

mentswahlen werden - bei allgemeinem Stim-mredit ab 21 (später 18) Jah-
ren 201) und, Über den Protest der islamischen Opposi-ticKn weg, gemeinsamen
Wählerlisten 202 von unabhängigen Wahlkomnüssionen durdige-
führt &apos;Im); der Oppositionsvorschlag eines überparteilichen care-taker gov-
ernment während der Wahlzeit hat sich, nicht durchgesetzt, vielmehr bleibt
der Prüne (Chief) Minister jeweils bis zum Amtsantritt des Nachfolgers im

190) Art. 51. Die rein an der Bevölkerungszahl ohne Rücksicht auf Provinzgrenzen
orientierte Mandatsverteilung ist nicht selbstverständlichi vgl. die komplizierten Zahlen-
spiele in den Entwür&apos;fien der 1. Constituent Assembly, dargestellt in den in Anm. 5 ge-
nannten Abhandlungen.

197) Art. 59.

198) Art. 106 (3). Die begünstigten Minderheiten sind Christen, Hindus und (von
ihnen gesondert) die Unberührbaren-Kasten, Sikhs, Buddhisten uncl-Parsis.

199) Art. 59 (3), 52, 107.

200) Art. 41 (3), 44, 91 (3), 131.

201) Art. 51 (2), 106 (2).
202) Das common electorate ergibt sich unauffällig aus der Verwendung des Singulars

the electoral role in Art. 51 (2) c und 106 (2) c sowie der oben erwähnten Reservierung
von Minderheitenmandaten in Art. 106 (3). Es ist allgemein in Pakistan seit der Verfassung
von 1962 (Art. 157) eingeführt. Separate electorates, ursprünglich Minderheitsgarantie
für die Muslims in Indien, waren nach 1947 beibehalten worden, um den Einfluß der
beträchtlichen Hinduminderbeit Ostbengalens gering zu halten. Im Westen mit seinen
verschwindend kleinen Religionsminderheiten ist die Frage ohne praktische Relevanz und
dient als dogmatisches Paradepferd des islamischen Purismus; vgl. für oppositionelle Stim-

men die Minderheitsvoten zum Ausschußbericht (Anm. 152), S. 970 (Shaukat Hayat
Khan), 975 (Ghafoor Ahmad und Maulana Shah Ahmad Noorani Siddiqi).

208) Art. 213 ff.
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Amt und behält damit eine erfahrungsgemäß nicht unerhebliche Chance der

Wahlbeeinflussung 204).
Im Parlament hat die Nationalversammlung alleinige Zuständigkeit für

die Wahl des Prime Minister, für sog. money bills 205) und für Haushalts-

beschlüsSe 206); hierbei ist das volle Budgetrecht im traditionellen Umfang
wiederhergestellt, aber auf zehn Jahre eine Kürzung der Regierungsanfor-
derungen nur mit Mehrheit aller Mitglieder möglich 207). Alleinige Gesetzes-

initiative der Nationalversammlung und lediglich aufschiebendes Veto des

Senats bestelwn für den größeren Teil der ausschließlichen Bundesgesetz-
gebung2111). Für den Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung und einen

bundesstaatlich relevanten Teil der ausschließlichen Bundesgesetzgebung
haben Nide Kammern die Initiative und das Recht, bei Meinungsverschie-
denheiten einen Beschluß in gemeinsamer Sitzung zu verlangen209). Ge-

meinsame Sitzung ist außerdem vorgeschrieben für Wahl.oder Abberufung
(impeachment) des Präsidenten und für die Beschlußfassung über eine Not-

standsproklamation des Präsidenten210). Auf diese Weise wird ch,*e dem

Punjab nach der Bevölkerungszahl zukommende Mehrheit geringfüg von

etwa zwei Drittel auf etwa neun Fünftel her&apos;abgeschlüsselt. Verfassunp-
änderungen schließlich müssen übereinstimmend von beiden Kammern ge-

trennt, von der Natiohalversammlung mit Zweidrittel-, vom Senat mit ein-

fa(h.er Mehrheit der Mitgliederzahl, beschlossen werden 211).
Zwischen Nationalversammlung und Provinzversammlungen ist die Ge-

setzgebungskompetenz erstmals nicht nach einem Drei-, sondern einem

Zwei-Listen-Syst,em verteilt, das nur die Materien ausschließlicher oder kon-

kurrierender Bundeskornpetenz aufzählt und den Bereidi der Provinz-

gesetzgebung durch eine unbenannte Residualklausel bezeichnet 212) Diese

Regelung suggeriert einen substantiellen Eigenbereich der Provinzen, bedeu-

tet in Wirklichkeit aber eine Schwächung, da nunmehr den sehr zahlreichen

204) Art. 93 und 133. Für die Opposition vgl. neben den Anm. 202 genannten noch
M. A. K a s u r i Ausschußbericht, S. 98 1.

6) Art. 73 ff.

206) Art. 82, 83, kein formelles Gesetz.

207) Art. 82 (2) Proviso, entsprechend für die Provinzen Art. 11 (2) Proviso. Die Ver-

fassung von 1962 hatte das Beschlußrecht der Parlamente im wesentlichen auf new ex-

penditure beschränkt, vgl. dort Art. 40, 89. -

209) Art. 70 in Verbindung mit 4. Schedule, Federal List, Part L

&quot;9) Art. 7.

210) Art. 41 (3), 47, 232 (7), 234 (3), 235 (4).
211) Art. 239.

212) Art. 142 in Verbindung mit 4. Schedule.

19 ZagRV Bd. 3412
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ausdrüddichen Zuweisungen an den Bund 213) und den daran anknüpfenden
Auslegungs- und Ausweitungskünsten kein fest umschriebener domaine

reserve -entgegengesetzt werden kann.

In Grundsatzbestinunungen und Freiheitsverbürgungen bleibt die Ver-

fassung bei der als Objectives Resolution 1949 zuerst formulierten Verbin-

dung von westlichem, Konstitutionalismus und islamischem Modernismus.
Die Bezeichnung Pakisum als islamische Republik und die - neu einge-
fügte - Erklärung des Islam Zur Staatsreligion 214) müssen Zusammen-
gesehen werden mit den großzügigen Gewährleistungen privater und

öffentlicher Religionsfreiheit (einschließlich religiöser Propaganda 215) und

religiösen Schulunterridits), die als fast einzige Grundrechte sowohl im Mar-

tial law Yahya Khans als auch im gegenwärtigen Notstand in voller Gel-

tung geblieben sind 2111). Vor allem muß man die in der Präambel beschwo-

rene Formel jinnahs: &quot;Islanüc Principles of Sodal Justice&quot; und ihre ge-
wöhnlich auch von der PPP verwendete Abkürzung &quot;Islanu,c Socialism als

Distanzierungsformel gegen traditionalistikhen oder fundamentalistischen

Dogma,tismus verstehen, als die in der politischen Sprache Pakistans einge-
führte Umschreibung füx säkularistisx,:he, allenfalls r religiös motivierte, So-
zialstaatlichkeit 217) Die eine wesentliche Folgerung aus &quot;Islanüc Socia-

lism&quot;, Garantie menschenwürdiger Subsistenz für jeden 218), findet sich in

der Verfassung sowohl als Programmsatz wie als vollziehbare Ausnahme-

ermächtigung zum Eigentumsartikel, die für gewisse Zwecke der Subsistenz-

sicherung Gesetze über entschädIgungslose Enteignung zuläßt 219). Dies

steht zumindest in Spannung mit der üblichen Auffassung, daß entschädi-

213) 67 Nummern der Federal und 47 der Concurrent List. Einige Materien sind ge-
genüber der Interimsverfassung neu hinzugetreten, als bedeutendste wohl die Zuständig-
keit für Bildungspolitik (Nr. 38 der Concurrent List); dies bedeutet u. a. eine sehr wich-

tige Einflußmöglichkeit auf die Sprachenpolitik der Provinzen.
214 Art. 2.

215) Vgl. Minderheitsvotum Ghafoor Ahmad und Maulana Shah Ahmad Noorani

Siddiqi zum Entwurf, loc. cit. (Anm. 152), S. 972. Konversion eines Muslims ist nach
islamischem Recht als Apostasie mit Todesstrafe bedroht.

216) Vgl. Provisional Constitution Order 1969 Sect. 3 (3) und die am 30. 4. 1972 er-

gangene 2. Suspensionsorder des Präsidenten (oben Anm. 114).
217) Für diese Zusammenhänge allgemein L. B in der, Religion and Politics in Pa-

kistan (1961), zu &quot;Islamic Socialism&quot;, S. 185 ff.; Munir D. A h m a d, Pakistan - isla-
mische Staatsgründung in der Krise? Orient Bd. 13 (1972), S. 185 ff.

218) Als Leistung der Islamischen Sozialordnung schon hervorgehoben von Iqbal, Brief
an jinnah vom 28. 5.1937; Liaqat Ali Khan, auf den sich Bhutto in einer Programmrede
(Pakistan Times vom 6. 11. 1970) beruft: &quot;Islamic Socialism in a nutshell, means that

every person in this land has equal rights to be provided with food, shelter, clothing,
education and medical facilities&quot; (vgl. B in d e r S. 185); aber auch Sayid Abul A&apos;la
M a u d u d i The Islamic Law and Constitution (2. Aufl. Lahore 1960), S. 268.

210) Art. 38 (principle of policy), Art. 24 (3) e.
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gungslose Enteignung islamischen Grundsätzen widxrsprechem). Im ül&gt;ri-

gen erscheint hier wieder, nicht der Form, aber der Sache nach die schon

erwähnte Rechtstechnik der Aktualisierung vager Programmsätze als Dis-

pensationsnorm 221).
Die Aktuafisierung des eigentlichen islamischen Rechts (Sbariat), zuge-

spitzt in der konservativen Forderung nach Normenkontrolle durch den

Supreme Court auf Popularklage, ist in der neuen wie in früheren Verfas-

sungen abgelehnt 222). Stattdessen ist weiterhm die --- bisher nicht recht

vorangekommene - gesetzgeberische Anpassung des geltenden Rechts an

,die Gebote des Islam vorgesehen. Ein Advisory Council of Islamic Ideo-

logy soll hierfür binnen sieben Jahren Empfehlungen an die Parlamente

ausarbeiten 223). Dieser, aus der Verfassung Ayub Khans Übernommene

Gutachterrat setzt sich aus 8 bis 15 vom Präsidenten, interessanterweise auf

nur drei Jahre, zu berufend-en Mitgliedern zusammen, für die Zugehörig-
keit zum Islam nicht, besondere Kenntnis der heiligen Schriften nur fakul-

tativ vorgeschrieben ist 224) Er kann außerdem fallweise vom Präsident,
Gouverneur oder einer gesetzgebenden Kammer (auf Antrag von zw-ei

Fünftel ihrer Mitglieder) zu Gutachten Über die Vereinbarkeit geplanter
Gesetze mit dem Islam aufgefordert werden, die keinen verbindlichen Cha-

rakter haben und nichteim,mal unbedingt abgewartet werden mussen w).
Das Erfordernis, daß der Präsident Muslim sein müsse, dem Traditio-

nalismus wichtig wegen der Identifizierung des Staatsoberhauptes mit dem
Kalifen und eines der wenigen praktischen Resultate der Diskussion über
den islamischen Staat, ist beibehalten und entsprechend der neuen Verfas-

220) A h m a d (Anm. 217), S. 186; Dissent Ghafoor Ahmad und Maulana Shah
Ahmad Noorani Siddiqi zum Verfassungsentwurf (Anm. 152), S. 972; Justice B. Z.

Kaikaus, Frontier Guardian vom 3. 2. 1973, S. 14. Vgl. aber auch M a u d u d i (Anm.
218), S. 266 ff.

221) Unter 2 am Ende und Anm. 98.

222) Art. 227 (2).
223) Art. 227 (1), 230 (1) c und (4). Das personal law der Minderheiten ist ausdrück-

lich geschützt, Art. 227 (3). Injunctions of Islam as laid down in the Holy Quran and
Sunnah&quot; sind nicht gleichbedeutend mit dem vollen ausgearbeiteten Shariat; der Auftrag
an den Council sieht schon eine Phasierung des vorzuschlagenden Programms vor; in

jedem Fall ist das Parlament nicht gebunden.
224 Art. 228 Abs. 2: &apos;. persons having knowledge of the principles and philosophy

of Islam or understanding of economic, political, legal or administrative problems
of Pakistan&quot;. Das hier hervorgehobene or ist anstelle eines and in Art. 253 (2) der In-

terimsverfassung getreten. Abs. 3 (c) schreibt für mindestens vier Mitglieder vertiefte
Kenntnisse des Islam vor.

225) Art. 229, 230 (3). Das Recht einer Minderheit von zwei Fünftel zur Anrufung
des Advisory Council ist eine erst in letzter Minute der Opposition gemachte Konzession,
vgl. Dawn vom 11. 4. 1973.
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sungslage auf &apos;den Premierminister ausgedehnt worden=6). Dim Übfftra-

gung a,1tertündid Vorstellungen vom frommen Herrscher in die gewalten-
teilende Parlaments-Demokratie erscheint. inadäquat,Und ist wohl haupt-
sächlich eine Konzession an die orthodoxen Oppositionsparteien. Nicht ge-

nug damit, hat man in die Vereidigungsformel für diese beiden Amter eine

Art islamisches Glaubensbekenntnis aufgenommen, das eine Abgrenzungs-
formel gegen die Ahrnadiya-Sekte enthält&quot;7). Die Geschichte Pakistans

sollte eigentlich gelehrt haben, daß man bei solchen, hannlos scheinenden,
Zugeständnissen an die Unduldsamkeit mit dem Feuer spielt, weil sie jen-
seits ihrer (geringen) unmittelbaren Bedeutung eine Atmosphäre begünsti-
gen, in der die übertragung politischer oder sozialer Spannungen auf das
Feld religiöser Ma&amp;wnemotionen gedeiht. Eine solche Atmosphäre kann die

praktische Wirksamkeit vernünftiger und großzügiger Regelungen, wie der

Gewährleistung glekhen, religionsuhabhängigen Zugangs zu allen übrigen
öffentlichen Amtern228), auf unerwartete Weise beeinträchtigen.

In -den grundsätzUdien Bestimmungen des Einleitungsabschnittes findet

sich eine doppelte Bekräftigung der verfassungsmäßigen Legalität. Zum

einen istjeder Versuch, die Verfassung aufzuheben (abrogate) oder gewalt-
sa,rn zu beseitigen, zum Hochverrat erklärt; ein diesbezügliches Strafgesetz
darf, aJs Ausnahme vom Verbot rückwirkender Bestrafung, Tatbestände

seit Inkrafttreten der ersten Verfassung 1956 erfassen229). Der deutliche
Sinn dieser Vorschriften wird noch beleuchtet durch die ausdrückliche Be-

schränkung innerstaatlichen Truppeneinsatzes auf (angeforderte) Unterstüt-

- 226) Art. 41 (2), 91 (2). Für die traditionelle Begründung vgl. B i n d e r (Anm. 217),
S. 161 ff. Abweichend von traditionellen Vorstellungen könnte nach Art. 41 (2) in Ver-

bindung mit 263 auch eine Frau Präsident werden.

227) 3. Schedule der Verfassung; vgl. die Kritik von Munir D. Ah m e d Ile Per-

manent Constitution of Pakistan, Orient Bd. 14 (1973), S. 11,8. Die Formel engt den im

anglo-indischen Recht gebräuchlichen Begriff des Muslims ein, vgl. A. A. A. F y z e e,

Outlines of Muhammadan Law (3. Aufl. 1964), S. 58 ff.
Für die bekannten Ahmadiya-Unruhen des Jahres 1953, die durch die Forderung aus-

gelöst waren, den Ahmadiya Sir Zafrullah Khan vom Ministeramt zu entfernen, und die

zugrundeliegenden dogmatischen Fragen vgl. den noch immer wichtigen Report of the
Court of Inquiry constituted under Punjab Act 11 of 1954 to enquire into the Punjab
Disturbances of 1953, Lahore 1954; an neuestem auf diesern Gebiet etwa Frontier Guar-

dian vom 2.12.1972, S. 2, über ein von der Regierung der NWFP verhängtes Bauverbot

gegen Ahmadiyas in Abottabad; Dawn vom 2. 6. 1973, S. 5, über eine Resolution des
Azad Kashmir Parlamentes vom 29.4.1973, -welche die Ahmadiya-Sekte zur non-Muslim

minority erklärt.

2211) Art. 27.

&quot;9) Art. 6 (abrogate ist der bei der Verfassungsaufhebung 1958 und 1969 gebrauchte
Terminus), Art. 12 (2), der außerdem eine Ausnahme von der in Art. 270 enthaltenen

Validierung der martial law-Akte 1969-1971 macht. Vgl. High Treason (Punishment)
Act 68/1973 vom 29. September.
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zung- der Zivilbehörd-en 230) und die Zweckbegrenzung von Indemnitäts-

gesetzen auf Akte der Ordnungsbewahrung anstelle des bisher gebrauchten
Blanketts martial laW 231).

Zweitens ist hier der Grundsatz der Gesetzmäßigkeit alles Staatshan-

delns als unveräußerliches Individualreckt für jedermann dem eigentlichen
Grundrechtsabschnitt * vorangestellt232) Die eigenartige Anordnung, histo-

risch erklärbar aus der Einführung als ursprünglich einziges Grundirecht deT

Verfassung von 1962 233-) entzieht dieses Recht der im Notstand möglichen
Suspendierung des Grundrechtsabschnittes. Das Individualrecht auf Gesetz-

mäßigkeit ist bedeutend im Zusammenhang mit der ungeschmälert beibehal-

tenen starken Position der, oberen Gerichte, deren wrzt jurisdiction wie die

Grundrechtsbeschwerde an den High Court eigens und gesetzesfest garan-

tiert ist 234). In einer Reihe bemerkenswerter Urteile, vor allem in Präven-

tivhaftsachen, ist der Zusammenhang von Gerichtsbarkeit und Gesetz-

mäßigkeit zum Erfordernis der materiellen Prüfbarkeit der Staatsakte, d. h.

weitgehender Unbeachtlichkeit subjektiver Ennessensklauseln entwickelt

worden 235).
Der eigentlIche Grundrechtsteil bietet gegenüber den vorhergehenden

Verfassungen wenig Neues2m). Erwähnenswert, vielleicht v(xn. deutschen

Grundgesetz angereA die Bezeichnung der Menschenwürde als unverletz-

lich 237) und das Verbot der Folter 238). Für die leider beibehaltene preven-
tive detention ist eine Höchstdauer von acht Monaten in zwei Jahren fest-

&apos;30) Art. 245.

231) Art. 237. Aus der Erwähnung des martial law in den entsprechenden Artikeln der

früheren Verfassungen war bislang die Rezeption des Rechtsinstituts gefolgert worden.

Die Vermeidung des Ausdrucks bedeutet wohl nicht eine Negierung, sondern in Verbindung
mit Art. 245 eine Präzisierung des so oft mißbrauchten Begriffs.

232 Art. 4.

233) Art. 2, der bei Reaktualisierung des Grundrechtsteils durch das 1. Amendment

1964 ungeändert stehen blieb.
234 Art. 199, 184 (3); in der Verfassung von 1956 und der Interimsverfassung (Art. 7

Abs. 4) war die direkte Grundrechtsbeschwerde an den SuPreme Court gegeben.
235) Gbulam filani v. Government of W. Pakistan, PLD 1967 SC 373 vom 12. Mai,

Government of W. Pakistan v. Begutn Agha Abdul Karim Shorish Kashmiri, PLD 1969

SC 14 vom 18. 11.A968; Abdul Baqi Baluch v. Covernment of Pakistan, PLD 1968

SC 313 vom 24. Mai.
&quot;0) Für eine Untersuchung des ähnlichen Katalogs von. 1%4 vgl. D. Conrad,

Die Grundrechtsnovelle zur pakistanischen Verfassung, ZaöRV Bd. 24 (1964), S. 734.
2.37 Art. 14; auffallenderweise die andere Norm des Grundgesetzes über Unver-

letzlichkeit der Wohnung hier zugefügt.
238) Im August 1972 hatte in der National Assembly eine makabre Debatte über

einen Kaufauftrag für Foltergerät (aus USA) stattgefunden, den die Regierung nicht be-

stritt, aber dem vorigen Regime anlastete, Dawn vom 19. 8. 1972, S. 1.
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gesetzt 239). Bei der Eigentumsgarantie ist, nach indischem Vorbild, ein

junktim zwischen Enteignungs- und Entschädigungsregelung zugleidl mit
einem Verbot vorg die Angemessenheit der Entschädigung zu prü-
fen 240) Durch Gesetz können Höchstgrenzen für alle Arten Eigentum, an-

stelle der bisher allein eingeführten land ceilings, bestimmt werden 241).
Die Regelung des Notstands entspricht etwa der indischen 242) und ent-

hält gegenüber der Interimsverfassung die wesentliche Neuerung einer par-
la.mentarischen Kontrolle binnen zwei Monaten 243).

Hiermit ist der übergang zur gegenwärtig wirklichen Verfassung, in die

Welt des Einstweiligen, d. h. den pakistanischen Alltag, gemacht. Der Not-
stand ist erneut rezipiert und die alte Proklamation als am Tage des In-

krafttretens erlassen fingiert 244). U. a. gelten deshalb die Notstandsvor-
schriften über preventive detention, die es gestatt und die dazu benutzt

wurden, auch Parlamentarier in Haft zu nehmen 245) und. die Sicherungen
des Grundrechtsteds zu umgehen. Die Vahdierung des Kriegsrechts gilt nun-
mehr uneingeschränkt nur noch für das &quot;Awami Martial Law&quot;. Die Akte

des Kriegsrechtsregimes Yahya Khan können während einer Zweijahresfrist
nicht angefochten und inzwischen vorn Parlament valldiert werden; die

Validierung selbst ist unanfechtbar, wohl aber offenbar das validierte Recht
ab 14. August 1973 den Grundrechten unterworfen 246). Im übrigen bleibt
alles Recht in Geltung, nach. wie vor eine große Anzahl von Vorschriften
mit grundrechtsbrechender Kraft 247). Soweit nicht Wirtschaftsreformen W

239) Art. 10 (7).
240 Art. 24; die entsprechende indische Regelung nach dem 4. Amendment (1955) hat

sich als wenig angriffsfest erwiesen, da die Gerichte aus dem Wort compensation sub-
stantielle Folgerungen zogen. Vgl. hierzu allgemein H. C. L. M e r i 11 a t Land and
the Constitution in India (1970), und neuerdings Constitution (25th Amendment) Act,
1971, vom 20.4.1972, Nr. 2.

241) Art. 253.

242) Näher hierzu C o n r a d, jöR Bd. 19, S. 589.

243) Art. 232 (7), 233 (3) gesondert für die Order, die die Grundrechtsbeschwerde sus-

pendiert; Art. 234 (3), 235
244 Art. 280. Das Parlament hat inzwischen die Notstandsproklamation und die

Grundrechtssuspension (Order vom 14. 8. 1973) auf weitere sechs Monate bestätigt, Dawn
vom 6. und 8.9.1973, S. 1.

245) Pakistan hat die glückliche Besonderheit eines Privilegs der Parlamentarier gegen
PrHventivhaft. Privileges of Members of National Assembly (Exemption from Preventive
Detention and Personal Appearance) Act 1/1963 vom 21. Mai, der jedoch nur gegen Ver-

hafiung nach dem Security of Pakistan Act 1952*in der Fassung des Amehdment Act
4/1962 schützt, nicht gegen die später erlassenen Notstandsvorschriften. Im Sommer 1973

waren zeitweilig fast die Hälfte der Abgeordneten der Provincial Assembly von Baluchi-
stan in Haft.

&quot;6) Art. 270 in Verbindung mit Art. 8 (3) und (4).
247) Art. 268, Art. 8 (3) b und 1. Schedule mit 52 Positionen.
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troffen sind, sollen letztere binnen zwei Jahren durch die Parlamente an die

Grundrechtsvorsdiriften angepaßt werden 248) Dein Präsidenten ist in an-

deren Fragen die traditionelle Anpassungs- und Einführungsvollmacht ge-
geben, seine Befugnis zur Verfassungsänderung und zu Plebisziten dagegen
fortgefallen 249) Geblieben ist das Erfordernis der previous sanction des
Präsidenten zu Anderungen bestimmter Gesetze 250).

In dieser martialisch befestigten Übergangsposition vorerst bestätigt
für eine reguläre Fünfjahresfrist (gerechnet vom ersten Zusammentreffen
1972 an) sind die 1970 gewählten Parlamente, d. h. der Rumpf der gesamt-
pakistanischen Nationalversammlung als erste verfassungsmäßige National-

versammlung ohne Auffüllung auf die vorgeschriebene Abgeordnetenzahl
von 200; der Senat hat sich deshalb für die Dauer des ersten Parlaments
eine proportionale Reduzierung der Mitgliederzahl gefallen lassen müs-

sen251). Gegen diese Fortführung ohne neue politische Legitimation, nach
den gegenüber der Wahlsituation umstürzenden Veränderungen und der

keineswegs immer klaren Rolle des Führers der PPP, sind in Pakistan Ein-
wände erhoben und ist auf das Beispiel Bangladeshs verwiesen worden, das
nach Verabschiedung seiner Verfassung Neuwahlen durchgeführt hat. Doch
kann die Kontinuität der Parlamente mit den Anordnungen der Legal
Fram.,ework Order begründet und ebenso wie die sonstige skrupulö&amp;e Ein-

haltung dieses zweifelhaften Legalitätsstücks in Zusammenhang mit dein

Kontinuitätsanspruch des Gesamtstaates gebracht werden 252).

4. Legitimität der Verfassung

Um auf die Eingangsfrage nach der Begründung von Rechtsgültigkeit in
Pakistan zurückzukommen: Es erscheint mehr als verständlich, daß diese
F.rage einmal gestellt werden mußte; zuglei(h aber verdient der and-ere

Aspekt fast größere Aufmerk&amp;amkeit und gehört schon mit zur Antwort:
daß sie überhaupt sinnvoll gestellt werden konnte. Bei aller Gewalitsamkeit
und Turbulenz, etwa - um nur an die letzte Phase zu denken - b6i allcn
Vorbehalten gegen Verfassunggebung während eines Notstandes und be-

248) Zu den Wirtschaftsreformen rechnen sicher die Landreformen und Unternehmens-
beschlagnahmen, möglicherweise aber auch die Verstaatlichung des Privatschulwesens durch
die Privately Managed Schools and Colleges (Taking Over) Regulation, M. L. R. 118
vom 1. 4. 1972 mit ihrem schweren Eingriff in das Recht auf religiöse Privatschulen (Art.
22 Abs. 3 a).

249) Art. 267, 268 (3).
,250) Art. 268 (2) und 6. Schedule.

251) Art. 271, 272, 273.

252) Bangladesh hat sich an die LFO nicht gebunden erachtet.
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waffneten Truppeneinsatzes in Teilen des Landes sind die politischen
Vorgänge von einem durchgehaltenen Bemühen um die Rechtsform geprägt,
das Uber legitimatorisches Schaugeschäft hinausgeht und das Pakistans Ge-

schichte als Teil des in Südasien ablaufenden Experimentes um die Retevanz

von Juristenrecht als sozialem Organisationsfaktor interessant macht. Mit

besonderer Deutlichkeit begegnen sich hier zwei Grundtypen der Verfas-

sungslegi-timation: einmal ungebrochene Kontinuität der Herleitung d. h.

Gewohnheit als Garantie längerer Erprobtheit und jedenfalls nicht rebel-

lionswürdiger Ungerechtigkeit2&quot;); zum anderen Aktualität orig Set-

zung aus einem unvermittelren Wahrheitsanspruch, sei es religiöses oder

politisches Stiftungscharisma 255) oder die naturrechtliche Evidenz vernünf-

tiger Selbstbestimmung. Es ist dargestellt worden, wie die traditionelle

Legitimität in Gestalt einer aus der englischen Herrschaft stammenden

Legalitätskette nach Möglichkeit gehalten oder durch Uminterpretation zu-

rückgewonnen, wie ein Kontinuitätsbruch zur Gewinnung von Autochtho-

nie bewußt vermieden und die Volkssouveränität legal eingeführt
wurde 256) ; andrerseits bezog man sich in der monarchisch-parlamentari-
schen Legalität, ja noch in der Diktatur, als dem Recht vorgreifenden&apos;Han-
delns unter aufgeschobener Legitimation 2.57), auf Volkssouveränität, ver-

fassunggebende Gewalt, als letztlich tragende Rechtfertigung. Diese Simul-
i.

taneitat und Verschränkung der Rechtfertigungspriiizipien ist richtig, denn

man hat es mit einem Komplementärverhältnis zu tun. Wenneinerseits die

einmal aufgetauchte Möglichkeit spontaner Setzung (verfassunggebende
Gewalt) potentiell alles ergreift und im Bereich der gesetzten Ordnung Ge-

wohnheitsrecht nur noch kraft Gestattung, genauer: ihres mangelnden An-

derungswillens, gelten läßt2511), so muß andrerseits die Kompetenz zur Set-

253) Seit Mai 1973 spätestens sind größere Armeeoperationen in Baluchistan, haupt-
sächlich gegen die Stämme der Marri und Mengals, im Gange. Dawn vom 24.5.1973,
S. 1, S. 5; NZZ vom 18.8.1973, S. 3, 30.8.1973, S. 2, 7.10.1973, S. 3; Times

vom 6. 9. 1973, S. 8, 26.-9. 1973, S. 7.

251) Hierher gehört die in State v. Dosso erörterte Lehre K e 1 s e n s von* der Grund-

norm des Positivismus als Ermächtigung des historisch ersten Gesetzgebers, loc. cit.

(Anm. 64), S. 116.

255) In Pakistan als Reservewährung der Legitimität ständig im Hintergrund im

Verweis auf Islam und die Gründergestalt Jinnah.
256) Die Thematisierung dieser Frage macht das bleibende Interesse der verschiedenen

Voten in Federation of Pakistan v. Tamizuddin (Anm. 12) aus. Zu autocbthony allgemein
K. C. W h e a r e&apos;,&apos; Ile Constitutional Structure of the Commonwealth (960), S. 89 ff.;

t
das jüngste praktische Beispiel die Verfassunggebung in Ceylon, vgl. K. M. d e S i 1 v a

Sri Lanka (Ceylon) - Ile New Republican Constitution, VRÜ Bd. 5 (1972), S. 239.

257) C o n r a d, jöR Bd. 19, S. 621.

258) Vgl. neuerdings Chr. T o m u s c h a t Verfassungsgewohnheitsrecht (1972),
S. 128 ff.
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z.ung traditionell (d. h. auch etwa in der Tradition des revolutioniren N
turrechts der Netizeit) eingefUhrt sein, um zu gelten; mehr noch: ihre Legi-
timation liegt in, ihrer Selektlvit rationalen Beschriinkung aufs Ande-

rungswUrdige. Die Geltung der neuen Ordnung lebt inhaltlich von der sie

begleiten-den &quot;Laws (Continuance in Force) Order&quot; mit; &gt;&gt;siehe, ich mache

a I I e s netio, ist unter Menschen nicht legitim. Das an diesern Punkt auftre-

tende Mehr oder Weniger an Legitimität ist dem Juristen unheimlich, gibt
aber andrerseits den Blick frei&apos;auf das Ker exemplifizierte Problem der all-

mHhlichen, logisch zirkuliren Herausarbeitung aus der IllegitimitHt. Das

MaS erreichter LegitirnitHt in einem Zeitpunkt mag wohl. das, Verhiltnis

praktiziert,er zur verniin-ftigerweise zu fordemden Anniih-erung an ein rei-

nes Ideal deir Ursprungsnorm sein. Bei diesem problematischen Satz mug es

fUr Pakistan in der gegenwNxtigen Situation sein Bewenden haben.

Abgeschlossen Ende 1973

Summary

The Reconstruction of Constitutional Government

in Pakistan

After the disruption of Pakistan&apos;s territorial unity in 1971 and the proclama-
tion of its eastern province as the new independent State of Bangladesh the western.

part has maintained the continuity of the original State under its unchanged name.
The ensuing task of transforming a discredited military regime into legitimate
government without imperiling the State&apos;s identity through revolution was accom-

plished by an interesting process of redefining and re-founding the constitutional

structure. Martial law powers and democratic legitimacy acquired under military
tutelage in the 1970 elections were both used to initiate the reforms and create the

necessary constitutional organs.
The Assemblies elected in 1970 were convened, and in particular the National

(Constituent) Assembly envisaged by General Yahya Khan&apos;s Legal Framework
Order met under the terms of that order, i. e. formally as the contemplated All-
Pakistan Assembly, in substance as constituent body for the western wing. It dis-

charged its statutory constituent function by summarily enacting the Interim Con-

stitution. The Interim Constitution set up the same National Assembly as a new

constitution making body without the fetters of the Legal Framework Orderl
thereby marking a return to the principle of popular sovereignty.

With the adoption of the Interim Constitution the martial law regime was

formally abolished. At this juncture the Supreme Court handed down a decision

declaring martial law as proclaimed by General Yahya Khan illegal a initio
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198 Conrad.

while saving as much of martial law legislation as appeared justifiable under the

doctrine of necessity; this doctrine was broadened so as to protect elections and

preparations for democratic constitution making. The judgment was of primary
importance as a dogmatic clarification, though its practical effect was largely
superseded by validation clauses in the Interim Constitution.

The National Assembly then completed its task of framing a definite constitu-

tion within the prescribed time. Politically the settlement, for which consensus of

the major parties could be reached, balanced the retention of a close federation

with the change from the Presidential to the Parliamentary form of government.
Its shape was influenced by continental European models and, in particular, the

West German Grundgesetz.
The constitution as enacted projects a return to the broad concepts of parlia-

mentary democracy and Islamic socialism proclaimed by the founders of Pakistan.

Its practical realization is still limited by the continuation of a general emergency
and the failure of the regime to obtain a fresh popular mandate after the funda-

mental changes since 1970. Presently, therefore, the constitution should be cau-

tiously characterized as a significant step within a gradual process of consoli-

dation, combining the two principles of legitimization by legal continuity and by
popular sovereignty. D. Conrad
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